
                                                    
 

Flächennutzungsplan Stadt Kahla 

 

Wesentliche umweltbezogene Informationen sind in den folgenden Stellungnahmen aus der frühzei-

tigen Beteiligung nach §§ 3 Abs. 1 und 4 Abs. 1 BauGB zum Vorentwurf des Flächennutzungsplans 

verfügbar: 

 

1. Thür. Landesverwaltungsamt, Abt. III Bauwesen, Ref. 340 Raumordnung, Bauleitplanung – 

Stellungnahme vom 27.02.2024 

 

2. Landratsamt Saale-Holzland-Kreis – Stellungnahme vom 27.02.2024 / 04.04.2024 

 

3. Landesamt für Denkmalpflege und Archäologie, Bereich Archäologische Denkmalpflege – 

Stellungnahme vom 08.04.2024 

 

4. Thür. Landesamt für Umwelt, Bergbau und Naturschutz – Stellungnahme vom 22.02.2024 

 

5. Landesamt für Bodenmanagement und Geoinformation, Katasterbereich Pößneck – Stellung-

nahme vom 21.02.2024 

 

6. Thür. Landesamt für Landwirtschaft und Ländlichen Raum – Stellungnahme vom 22.02.2024 

 

7. Forstamt Jena-Holzland – Stellungnahme vom 11.04.2024 

 

8. Bund für Umwelt- und Naturschutz Deutschland e. V., Landesverband Thüringen e. V. – Stel-

lungnahme vom 05.04.2024 

 

9. Arbeitsgruppe Artenschutz Thüringen e.V. – Stellungnahme vom 01.03.2024 

 

10. Schutzgemeinschaft Deutscher Wald, Landesverband Thüringen e. V. – Stellungnahme vom 

27.02.2024 

 

11. Landesjagdverband Thüringen e. V. – Stellungnahme vom 31.01.2024 

 

12. Stadt Jena – Stellungnahme vom 10.03.2024 
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Thüringer Landesverwaltungsamt . Postfach 22 49 . 99403 Weimar 

 

 

 

Thüringer 

Landesverwaltungsamt 

Jorge-Semprún-Platz 4 
99423 Weimar 
 
www.thueringen.de 
 
Besuchszeiten: 
Montag-Donnerstag: 08:30-12:00 Uhr 
 13:30-15:30 Uhr 
Freitag: 08:30-12:00 Uhr 
 
Bankverbindung: 

Landesbank 
Hessen-Thüringen (HELABA) 
IBAN: 
DE80820500003004444117 
BIC: 
HELADEFF820 

Informationen zum Umgang mit Ihren Da-
ten im Thüringer Landesverwaltungs-amt 
finden Sie im Internet unter: www.thuerin-
gen.de/th3/tlvwa/datenschutz/. 
Auf Wunsch übersenden wir Ihnen eine 
Papierfassung. 

Ihr/e Ansprechpartner/in: 

Frau Konstanze Arndt, Referat 
340 
Durchwahl: 

Telefon +49 (361) 57 332-1244 
Telefax +49 (361) 57 332-1602  

 
Konstanze.Arndt@ 
tlvwa.thueringen.de 

Ihr Zeichen: 

 
 

Ihre Nachricht vom: 

25.01.2024 

 
Unser Zeichen: 

(bitte bei Antwort angeben) 
5090-340-4621/3650-3-
21704/2024 
 

Weimar 
27.02.2024 
 

 
 
 
 
 

 
 

 
Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange in 

städtebaulichen Verfahren nach § 4 Abs. 1 BauGB 

 

Stellungnahme zum Vorentwurf des Flächennutzungsplans der Stadt 

Kahla (LK SHK) (Planstand: 07.12.2024) 

 

 

3 Anlagen 

 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
durch die Erarbeitung des Vorentwurfs vom 07.12.2023 zum Flächennut-
zungsplan Kahla werden folgende durch das Thüringer Landesverwaltungs-
amt zu vertretende öffentliche Belange berührt: 
 

1. Belange der Raumordnung (Anlage 1) 
2. Belange des Luftverkehrs (Anlage 2) 

 
 
In der Anlage 3 erhalten Sie darüber hinaus weitere beratende planungsrecht-
liche Hinweise. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
im Auftrag 
 
gez. 
Olaf Hosse 
Referatsleiter 
(ohne Unterschrift, da elektronisch gezeichnet) 

  

quaas-stadtplaner 
Marktstraße 14 (Hof) 
99423 Weimar 
 
per E-Mail 

http://www.thueringen.de/
file://///VSrv-Daten-SHL/kerstin.tivodar$/VIS/A%20neue%20Vorlagen%20nach%20Markenhandbuch/Weimar/www.thueringen.de/th3/tlvwa/datenschutz/
file://///VSrv-Daten-SHL/kerstin.tivodar$/VIS/A%20neue%20Vorlagen%20nach%20Markenhandbuch/Weimar/www.thueringen.de/th3/tlvwa/datenschutz/
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Anlage 1 zum Schreiben vom 27.02.2024 zum Vorentwurf des Flächennutzungsplans der Stadt Kahla (Unser Zei-
chen: 5090-340-4621/3650-3-21704/2024) 

 
Stellungnahme des Thüringer Landesverwaltungsamtes zu den Belangen der Raumord-

nung 

 
 
1. ☐ Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit aufgrund fachgesetzlicher Regelungen, die ohne Zustimmung,  

 Befreiung o.ä. in der Abwägung nicht überwunden werden können 

a) Einwendungen 

b) Rechtsgrundlage 

c) Möglichkeiten der Anpassung an die fachgesetzlichen Anforderungen oder der Überwindung 

2. ☐ Hinweise zur Festlegung des Untersuchungsumfangs des Umweltberichts 

a) Insgesamt durchzuführende Untersuchungen 

b) Untersuchungsumfang für die aktuell beabsichtigte Planung 

3. ☐ Hinweise für Überwachungsmaßnahmen 

a) Mögliche Überwachungsmaßnahmen zur Feststellung unvorhergesehener nachteiliger Auswirkungen 

b) Möglichkeiten zur Nutzung bestehender Überwachungssysteme 

4. Weitergehende Hinweise 

☐ Beabsichtigte eigene Planungen und Maßnahmen, die den o.g. Plan berühren können, mit Angabe des 
Sachstands 

☒ Sonstige fachliche Informationen oder rechtserhebliche Hinweise aus der eigenen Zuständigkeit zu dem o.g. 
Plan, gegliedert nach Sachkomplexen, jeweils mit Begründung und ggf. Rechtsgrundlage 

Grundlage der raumordnerischen Bewertung des Flächennutzungsplanes (FNP) der 
Stadt Kahla sind die raumordnerischen Erfordernisse aus dem Landesentwicklungspro-
gramm Thüringen 2025 (LEP, GVBl 06/2014 vom 04.07.2014) und dem Regionalplan 
Ostthüringen (RP-OT, Bekanntgabe der Genehmigung im ThürStAnz 25/2012 vom 
18.06.2012). Diese wurden in der Stellungnahme vom 16.03.2021 zum Vorentwurf (Pla-
nungsstand 15.02.2021) benannt und sind bei der Aufstellung des Flächennutzungspla-
nes als Ziele und Grundsätze der Raumordnung zu beachten bzw. zu berücksichtigen.  

Der Regionalplan Ostthüringen wird derzeit fortgeschrieben und liegt als 2. Entwurf vor 
(2. E-RP-OT, Beschluss-Nr. PLV 25/03/23 vom 02.06.2023). Sofern der E-RP-OT vor 
dem FNP Rechtskraft erlangt, ist der FNP an diesen anzupassen. 

 
Wohnbauflächenanalyse 
Die vorgelegte „Wohnbauflächenanalyse und Prognose bis 2035 für die Stadt Kahla“ 
kann in der Vorgehensweise grundsätzlich akzeptiert werden. Fraglich ist der prognosti-
zierte und sich weiter verstärkende Rückgang der Haushaltsgröße, da auch der Wert für 
das Jahr 2021 schon unterdurchschnittlich ist. Zudem ist die Prognose des „amtlichen 
Wohnungsbestandes“ 2035 nicht nachvollziehbar. Beides hat Einfluss auf den ermittel-
ten Wohnungsneubedarf bis 2035 von 192 Wohnungen. 
 
Wohnbauflächenneuausweisungen 
Da es sich bei den neuen Wohnbauflächen teilweise um Standorte auf Brachflächen 
sowie innerhalb bzw. unmittelbar angrenzend an den Siedlungskörper handelt, bestehen 
keine grundsätzlichen Bedenken gegen diese Flächen, auch wenn bei der Potentialer-
mittlung bestehende Nachverdichtungspotentiale nicht berücksichtigt wurden und die 
Wohnbauflächenanteile geplanter gemischter Bauflächen in die Wohnbauflächenbilanz 
nicht einfließen. 
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Die Entwicklung der „möglichen Potentialflächen interkommunale Zusammenarbeit“ sol-
len der Deckung des Bedarfes der Stadt Jena dienen. Der Umfang der tatsächlich in 
Kahla zu realisierenden Wohnbebauung für die Stadt Jena wird erst im Ergebnis des 
derzeit in Erarbeitung befindlichen Stadt-Umland-Konzeptes Jena feststehen. Die Rea-
lisierung kann zudem nur auf entsprechender vertraglicher / gemeinsamer planerischer 
Grundlage erfolgen.  
 
Hierbei sind die Flächen A – Ölwiesenweg/Saaleaue und B – Areal Schillerstraße auf 
Grund ihrer Lage (Brachfläche bzw. innörtliches Potential) und der besseren Erreichbar-
keit des Bahnhofes Kahla bevorzugt zu entwickeln. Zudem sollte die mögliche Verdich-
tung in der Ortslage und die Nutzung geplanter gemischter Bauflächen vor der Inan-
spruchnahme der Fläche C – Quartier Heerweg erfolgen.  
 
Gewerbliche Bauflächen 
Die geplante Ergänzung der gewerblichen Bauflächen östlich der B 88 im Norden der 
Gemarkung kann auf Grund der Größe und Lage raumordnerisch akzeptiert werden, 
auch wenn die Stadt Kahla als Grundzentrum nur Flächen für Bedarfe bereitstellen sollte, 
die sich aus der Stadt bzw. ihrem Grundversorgungsbereich ergeben. 
Der vorgenommener Ausschluss zentrenrelevanten Einzelhandels in den gewerblichen 
Bauflächen (mit Ausnahme Werksverkauf) wird ausdrücklich befürwortet. 
 
 
Sondergebiete 
Die Sondergebiete „Wochenendhausgebiet“ stellen sich nur teilweise als geschlossene 
Wochenendhaussiedlungen dar und bieten zudem erheblichen Entwicklungsmöglichkei-
ten. Die Abgrenzung ist deshalb zu überprüfen. 
 
Die Sondergebiete „großflächiger Einzelhandel“ sollten mit einer konkreteren Zweckbe-
stimmung versehen werden. Insbesondere für die Standorte in der Christian-Eckardt-
Straße und in der Franz-Lehmann-Straße sollte durch die Festsetzung „Lebensmittel“ 
bzw. „Baumarkt“ verdeutlicht werden, dass hier nur entsprechende Einzelhandelsein-
richtungen sinnvoll verortet werden können. 
 
 
Gemäß Grundsatz 5.2.9 G LEP soll die Errichtung großflächiger Anlagen zur Nutzung 
der Solarenergie auf baulich vorbelasteten Flächen erfolgen oder auf Gebieten, die Auf-
grund vorhandener Infrastruktur ein eingeschränktes Freiraumpotential vorweisen. Die 
Verfestigung einer Zersiedlung sowie zusätzliche Freirauminanspruchnahme sollen ver-
mieden werden. 
 
Das geplante Sondergebiet „Photovoltaik“ im Bereich B 88 / Greudaer Weg entspricht 
derzeit nur teilweise dieser Vorgabe. Durch den geplanten Ausbau der B 88 und der 
Nähe zur geplanten Abfahrt wird dieser Bereich verstärkt durch die Straßenbauwerke 
und den Verkehrslärm geprägt, so dass eine weitere Einschränkung des Freiraumpoten-
tials erfolgen wird. Die möglichen Ergänzungen der PV-Nutzung (vgl. Seite 70 der Be-
gründung) kann daher befürwortet werden. Zusätzlich sollte geprüft werden, ob an für 
die B 88 ggf. erforderlichen Lärmschutzbauwerken PV-Anlagen möglich sind und bereits 
im FNP dargestellt werden können. 
 
Das geplante Sondergebiet „Photovoltaik“ Am Heerweg befindet sich hingegen in einem 
Bereich mit hohem Freiraumpotential, der durch Gärten geprägt ist und bei dem laut 
Begründung von einer hohen Fernwirkung auszugehen ist. Insofern bestehen gegen das 
Sondergebiet raumordnerische Bedenken. Die Standortwahl und die Einbeziehung ei-
nes bereits bebauten Bereiches werden auch nicht begründet. 
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Anlage 2 zum Schreiben vom 27.02.2024 zum Vorentwurf des Flächennutzungsplans der Stadt Kahla (Unser Zei-
chen: 5090-340-4621/3650-3-21704/2024) 

 
Stellungnahme des Thüringer Landesverwaltungsamtes zu den Belangen des Luftver-

kehrs 

 
 
1. ☐ Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit aufgrund fachgesetzlicher Regelungen, die ohne Zustimmung,  

 Befreiung o.ä. in der Abwägung nicht überwunden werden können 

a) Einwendungen 

b) Rechtsgrundlage 

c) Möglichkeiten der Anpassung an die fachgesetzlichen Anforderungen oder der Überwindung 

2. ☐ Hinweise zur Festlegung des Untersuchungsumfangs des Umweltberichts 

a) Insgesamt durchzuführende Untersuchungen 

b) Untersuchungsumfang für die aktuell beabsichtigte Planung 

3. ☐ Hinweise für Überwachungsmaßnahmen 

a) Mögliche Überwachungsmaßnahmen zur Feststellung unvorhergesehener nachteiliger Auswirkungen 

b) Möglichkeiten zur Nutzung bestehender Überwachungssysteme 

4. Weitergehende Hinweise 

☐ Beabsichtigte eigene Planungen und Maßnahmen, die den o.g. Plan berühren können, mit Angabe des 
Sachstands 

☒ Sonstige fachliche Informationen oder rechtserhebliche Hinweise aus der eigenen Zuständigkeit zu dem o.g. 
Plan, gegliedert nach Sachkomplexen, jeweils mit Begründung und ggf. Rechtsgrundlage 

 
Für das o.g. Planungsgebiet liegen derzeit im Thüringer Landesverwaltungsamt keine 
schriftlichen Anträge zur Anlage eines Landeplatzes gem. § 6 des Luftverkehrsgesetzes 
(LuftVG) vor. 
 
Das o.g. Planungsgebiet wird nicht vom Bauschutzbereich eines zivilen Landeplatzes be-
troffen. 
 
Gegen den o.g. Flächennutzungsplan bestehen aus luftverkehrsrechtlicher Sicht keine 
Bedenken, wenn auch nachfolgende Hinweise bei der weiteren Planung berücksichtigt 
werden: 
 
• Außerhalb von Bauschutzbereichen dürfen gem. § 14 LuftVG Bauwerke und Anlagen, 

die eine Höhe von 100 m über der Erdoberfläche überschreiten, nur mit Zustimmung 
der Luftfahrtbehörde errichtet werden. Das gleiche gilt für Anlagen von mehr als 30 m 
Höhe auf natürlichen oder künstlichen Bodenerhebungen, sofern die Spitze dieser An-
lage um mehr als 100 Meter die Höhe der höchsten Bodenerhebung im Umkreis von 
1,6 Kilometer Halbmesser um die für die Anlage vorgesehene Bodenerhebung über-
ragt. 

 
• Die notwendige luftverkehrsrechtliche Zustimmung ist im Rahmen des Baugenehmi-

gungsverfahrens zu beantragen. 
 
• Eigentümer und andere Berechtigte von Bauwerken und von Gegenständen im Sinne 

des § 15 Abs. 1 LuftVG (Bäume, Freileitungen, Masten, Dämme sowie andere Anla-
gen und Geräte), die die oben genannten nach § 14 LuftVG zulässigen Höhen nicht 
überschreiten, haben entsprechend des § 16 a LuftVG auf Verlangen zu dulden, dass 
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Bauwerke und Gegenstände in geeigneter Weise gekennzeichnet werden, wenn und 
insoweit dies zur Sicherung des Luftverkehrs erforderlich ist.  

 
• Sofern derartige Vorhaben eine Höhe von 20 m über OK Gelände überschreiten sol-

len, müssen sie vom Thüringer Landesverwaltungsamt (Referat 540) bezüglich einer 
eventuell notwendigen Kennzeichnung gem. § 16 a LuftVG überprüft werden. Dazu ist 
eine Beteiligung im Rahmen des Genehmigungsverfahrens bzw. vor der Aufstellung 
von Kränen eine separate Antragstellung notwendig. 

 
Wir weisen darauf hin, dass sich im östlichen Teil des Planungsgebietes bzw. unmittelbar 
an das Planungsgebiet anschließend Fluggelände befinden, die vom Deutschen Hänge-
gleiterverband e.V. (DHV) zugelassen worden sind. Die Lage dieser Gelände und weitere 
Daten dazu können im Internet unter www.dhv.de geprüft und nachvollzogen werden. 
Nach den Eintragungen ist der Drachen- und Gleitschirmfliegerclub Jena e.V. der Gelän-
dehalter. Es handelt sich einerseits um den Startplatz und andererseits um den Lande-
platz, die von Gleitschirmen und Hängegleiter genutzt werden können. Nach den erfass-
ten Daten befindet sich der Startplatz im Gebiet der Gemarkung Seitenroda und der Lan-
deplatz liegt nach den kartographischen Eintragungen im Gebiet der Gemarkung von 
Kahla, ist auf der Internetseite des DHV aber ebenso wie der Startplatz ebenfalls unter 
der Gemeinde Seitenroda gelistet. 
 
Es wird empfohlen, dass der Deutsche Hängegleiterverband e.V. bei der Aufstellung des 
Flächennutzungsplanes direkt durch den Planungsträger beteiligt wird, da er bei der Zu-
lassung von Fluggeländen für Hängegleiter und Gleitsegel als Beauftragter des für Ver-
kehrswesen zuständigen Bundesministeriums tätig wird und insoweit eine Stellung als Be-
liehener hat. 

http://www.dhv.de/
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Anlage 3 zum Schreiben vom 27.02.2024 zum Vorentwurf des Flächennutzungsplans der Stadt Kahla (Unser Zei-
chen: 5090-340-4621/3650-3-21704/2024) 

 
Weitere beratende planungsrechtliche Hinweise zum Planverfahren und Planentwurf 
 
1. Der auf Grundlage der Wohnbauflächenanalyse und Prognose vom 15.06.2022 angenom-

mene Wohnungs- und Wohnbauflächeneigenbedarf von 6,1 ha bis 2035 ist grundsätzlich 
nachvollziehbar ermittelt worden.  
 
Bei der Verortung der Bedarfsdeckung auf die Flächen 1 – 6 („Areal Gartenstraße / Hohe 
Straße“ (Fläche 1), „Kohlau“ (Fläche 2), „Quartier am Heerweg“ (Fläche 3), „Am Greudaer 
Weg“ (Fläche 4), „Abrundung Zwabitzer Weg“ (Fläche 5), „Areal Schillerstraße“ (Fläche 6)) 
wurde dem nach § 1a Abs. 2 BauGB berücksichtigenden Vorrang der Innenentwicklung 
angemessen Rechnung getragen: Ca. 2,1 ha des Bedarfs soll unter Wiedernutzung baulich 
vorgenutzter Flächen im Bereich gewerblicher Altstandorte (Teile der Fläche 1, 2 und 5) 
und des Garagenstandortes) gedeckt werden. Die übrige Bedarfsabdeckung soll innerhalb 
des Siedlungsgefüges auf Nachverdichtungspotentialen bzw. im geringfügigen Ausmaß im 
unmittelbaren Anschluss an Siedlungsflächen im Bereich von (aufgegebenen) Kleingarten-
flächen und von landwirtschaftlich genutzten Restflächen erfolgen. 
 
Die in der o.g. Analyse und Prognose, Abschnitt V, S. 19 enthaltene Aussage, die Stadt 
Kahla habe keine grundsätzlichen Potenziale für unbebaute Flächen nach § 34 BauGB, der 
einzig hierfür freie Bereich sei mit dem B-Plan „Unter dem Aschborn“ mit 4.460 qm über-
plant worden, kann allerdings nicht nachvollzogen werden.  
 
Selbstverständlich liegen im Stadtgebiet Potentialflächen vor, die nach § 34 BauGB (i.V.m. 
der Aufstellung einer Ergänzungssatzung bzw. eines Bebauungsplans der Innenentwick-
lung nach § 13a BauGB) überbaut werden könnten. So wurde z.B. der vorhabenbezogene 
Bebauungsplan „Hohe Straße“ als Bebauungsplan der Innenentwicklung eingeleitet (s. 
hierzu unsere Stellungnahme vom 09.08.2023 zum Entwurf vom Juli 2023).1  
 
Im Bereich der „Massenmühle“ wird in der Begründung zum Flächennutzungsplan, Pkt. 
4.2.1, S. 50 eine weitere Potentialfläche mit Nachverdichtungspotential genannt. Darüber 
hinaus befinden sich u.a. in den Bereichen „Töpfergasse / Scheunengasse / Rosengarten-
weg / Fabrikstraße“, „Eichicht“, „Am Alten Gericht“, „Oberbachweg“, „Löbschütz / Lindiger 
Straße“ und „Dammweg, Bachstraße, Jenaische Straße“) entsprechende Potentiale, auch 
wenn diese Bereiche im vorliegenden Flächennutzungsplan-Vorentwurf zum Teil als ge-
mischte Bauflächen dargestellt wurden (s. hierzu Darlegungen in der Begründung, S. 50 – 
53, 57). 
 
Im Hinblick darauf, dass dem Vorrang der Innenentwicklung bei der Verortung der o.g. 
Wohnbauflächen 1 - 6 hier in besonderer Weise Rechnung getragen wurde, wie oben dar-
gelegt, liegt vorliegend jedoch keine erhöhte Anforderung an die Rechtfertigung der Be-
darfsgerechtigkeit der Neuausweisungen nach § 5 Abs. 1 BauGB vor. Die nicht vollständige 
Berücksichtigung der o.g. Potentialflächen kann vor diesem Hintergrund akzeptiert werden.  
 

2. Die Flächen A – C, die zusätzlich zu den dem Eigenbedarf dienenden Flächen 1 – 6 zur 
Bedarfsabdeckung der benachbarten Stadt Jena im Rahmen der interkommunalen Zusam-
menarbeit vorgeschlagen werden, sollten nach dem Vorliegen der Ergebnisse der Stadt-
Umland-Konzeption nochmals auf den Prüfstand gestellt werden. 

                                                
1 Der Bebauungsplan sollte nach der Bekanntmachung in der Begründung, Pkt. 4.1.1, S. 37 ergänzend aufgeführt 

werden. 
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Priorität bei der noch ausstehenden Flächenauswahl sollte die Potenzialfläche A („Ölwie-
senweg / Saaleaue“) haben, da den nach § 1a Abs. 2,3, BauGB und den nach § 1 Abs. 6 
Nr. 4,5,7,11 BauGB zu berücksichtigenden Belange hier am meisten Rechnung getragen 
werden kann. Dabei dient die nach dem „Masterplan Saaleaue“ beabsichtigte Nachnutzung 
des östlichen Teilbereichs der militärischen Konversionsfläche für einen anspruchsvollen 
Wohnungsbau nicht nur der Wiedernutzbarmachung von im Innenbereich gelegenen unter-
genutzten Flächen und der Aufwertung des Ortsrand- und Landschaftsbildes im Nahbereich 
der Saale. Durch die unmittelbare Nähe der Fläche am Bahnhof Kahla kann bei einer at-
traktiven (getakteten) Bahnverbindung zudem zusätzlicher motorisierter Pendelverkehr zwi-
schen Kahla und Jena im Sinne des § 1 Abs. 9 BauGB vermieden werden. 
 
Auch der Potenzialfläche B („Areal Schillerstraße“) sollte eine hohe Priorität bei der Flä-
chenauswahl eingeräumt werden. Das hier bestehende Nachverdichtungspotenzial liegt 
zentrumsnah und der nah gelegene Bahnhof Kahla ist über die Bach- und Bahnhofstraße 
ebenfalls gut zu erreichen, sodass den nach § 1a Abs. 2 BauGB und den nach § 1 Abs. 6 
Nr. 9 BauGB zu berücksichtigenden Belangen hier ebenso genügt wird. 
 
Die westlich der B 88 gelegene 3,60 ha umfassende Potentialfläche C („Quartier am Heer-
weg“) sollte hingegen nur dann ausgewählt werden, wenn im Rahmen der interkommunalen 
Zusammenarbeit keine geeigneteren Flächen in den Umlandgemeinden existieren, um der 
entsprechenden Bedarfslage der Stadt Jena zu entsprechen.  
 
Im Hinblick auf die günstige topographische Lage und die ebenfalls relative Nähe zum 
Stadtzentrum und zum Bahnhof handelt es sich bei der Potentialfläche C zwar um eine 
grundsätzlich gut für die Wohnbauflächenentwicklung geeignete Fläche. Auch wenn die ak-
tuelle landwirtschaftliche Nutzung der Fläche einer baulichen Inanspruchnahme nach § 1a 
Abs. 2 BauGB entgegensteht, ist allerdings zu berücksichtigen, dass es sich um eine von 
anderen Nutzungen umschlossene landwirtschaftliche „Restfläche“ handelt und die Be-
lange der Landwirtschaft daher mit einem geringeren Gewicht in die Abwägungsentschei-
dung eingehen. Zu berücksichtigen ist auch, dass der Wohnungsbau auf der Potentialfläche 
C an die „Am Alten Gericht“ westlich und südlich vorhandene Wohnbebauung und an die 
auf dem südwestlich angrenzenden Garagenstandort neu geplante Wohnnutzung anbinden 
kann.  
 
Vor genauerer Kenntnis zum Ausbau der B 88 liegen jedoch Unsicherheiten hinsichtlich der 
zukünftigen Verkehrslärmbelastung sowie der angedachten attraktiven Wegeanbindung 
zum Stadtzentrum und zum Bahnhof vor. Vor diesem Hintergrund sollte die Potentialfläche 
C bei nicht gegebenem Bedarf der Stadt Jena nur in der Begründung zum Flächennut-
zungsplan als zukünftig mögliche Entwicklungsfläche für den Wohnungsbau angegeben 
werden. Sie kann bei später gegebener Bedarfslage aktiviert werden, soweit sich heraus-
stellt, dass sich die Lärmkonflikte realistisch bewältigen lassen und die geplante fußläufige 
Wegequerung über die B 88 straßenrechtlich auf Grundlage des Planfeststellungsverfah-
rens gesichert ist. 
 
In diesem Zusammenhang sollte auch berücksichtigt werden, dass sich in den an der Bahn-
linie gelegenen Bereichen „Areal Massenmühle“ und „Rosangartenweg / Fabrikstraße“ so-
wie in dem an die Innenstadt angrenzenden Bereich „Dammweg, Bachstraße, Jenaische 
Straße“, die in vorliegendem Flächennutzungsplan-Vorentwurf als gemischte Baufläche 
dargestellt wurden, Wohnungen in einem nicht unerheblichen Umfang unterbringen lassen, 
(s. hierzu Pkt. 1 oben).  
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Da entsprechende Flächen ebenfalls nicht weit entfernt vom Bahnhof liegen, sollte eine 
Bereitstellung dieser Flächen für den Wohnungsbau im Sinne des Vorrangs der Innenent-
wicklung nach § 1a Abs. 2 BauGB bereits erfolgt sein, bevor Baurecht für den Wohnungs-
bau auf der Potentialfläche C geschaffen wird. 
 
Die Abdeckung des Wohnbauflächenbedarfs der Stadt Jena im Stadtgebiet Kahla sollte auf 
der Grundlage des gemeinsamen Flächennutzungsplans nach § 204 Abs. 1 Satz 4 BauGB 
erfolgen. Zur Verfahrensweise bezüglich der Anwendung dieses Planungsinstruments wird 
auf die Aktennotiz zu der am 30.08.2023 gemeinsam durchgeführten Beratung, Pkt. 4 ver-
wiesen. 
 

3. Die Darstellung der Innenstadt von Kahla als gemischte Baufläche ist vor dem Hintergrund 
der in dem Bebauungsplan „Innenstadt Kahla“ in der Fassung vom 15.05.1995 festgesetz-
ten Besonderen Wohngebiete zu überprüfen. Unter der Annahme, dass die Erhaltung und 
Fortentwicklung der Wohnnutzung unter Berücksichtigung der besonderen Eigenart der Be-
standsnutzung nach wie vor aktuelles Planungsziel ist, wird empfohlen, in dem Flächennut-
zungsplan eine angepasste Darstellung eines Besonderen Wohngebietes nach § 1 Abs. 2 
Nr. 4 BauGB vorzunehmen. (Andernfalls wäre der Bebauungsplan aufzuheben.) 

 
4. Die Darstellung der westlich der B 88 gelegenen Aral-Tankstelle als gewerbliche Baufläche 

sollte überprüft werden. Im Hinblick darauf, dass eine geplante Wohnbaufläche dreiseitig 
angrenzt, dass sich nicht weit entfernt von der Tankstelle nördlich am Greudaer Weg eine 
größere gewerblich genutzte Fläche befindet, die als gemischte Baufläche dargestellt 
wurde und dass der Fortbestand der Tankstelle wegen der fehlenden Anbindung an die 
ausgebaute B 88 perspektivisch in Frage steht, ist die isolierte Darstellung einer gewerbli-
chen Baufläche zu überprüfen. (In diesem Zusammenhang wird auch darauf hingewiesen, 
dass Tankstellen im Allgemeinen Wohngebiet nach § 4 Abs. 3 Nr. 5 BauNVO ausnahms-
weise und in einem Mischgebiet nach § 6 Abs. 2 Nr. 7 BauNVO allgemein zulässig sind.) 

 
5. Soweit im Außenbereich gelegene bebaute Flächen nicht zu einer Baufläche im Sinne von 

§ 34 Abs. 1, 2 BauGB entwickelt werden sollen, sollten sie entsprechend der umgebenden 
Nutzungsart dargestellt werden. Wenn dabei dokumentiert werden soll, dass die Freiflä-
chendarstellung einer innerhalb der Splittersiedlung beabsichtigten ergänzenden Bebau-
ung nicht im Sinne von § 35 Abs. 3 Nr. 1 BauGB entgegensteht, dann kann die Fläche 
ergänzend mit einem gesonderten Planzeichen „bebauter Bereich im Außenbereich“ um-
grenzt werden. 
 
Diesbezüglich werden folgende Hinweise gegeben: 
 
- Die bebaute Fläche nördlich des Zwabitzer Weges und westlich der Straße „Am Heer-

weg“ stellt aktuell eine im Außenbereich gelegene Splittersiedlung dar. Da sich die Be-
bauung in einer vom Siedlungsbereich abgesetzten Lage befindet und ein geringes bau-
liches Gewicht aufweist, sollte hier keine gemischte Baufläche dargestellt werden.  
 

- Die Darstellung der gemischten Baufläche südlich des Ölwiesenweges und östlich der 
Bahnlinie im Bereich „Am Sportplatz“ sollte nochmals überprüft werden. Die hier gele-
gene Wohnbebauung (ca. 4 Wohnhäuser) stellt eine Splittersiedlung im Außenbereich 
dar, die als Grünfläche entsprechend der angrenzenden Nutzung dargestellt werden 
sollte.2 

                                                
2 Auch im Entwurf des Bebauungsplans „Am Sportplatz / Auf der halbe Konde“ vom April 2010, zu dem das Thü-

ringer Landesverwaltungsamt mit Schreiben vom 30.04.2010 beteiligt wurde, wurde die (zum Teil im Geltungs-
bereich gelegene) Splittersiedlung als Grünfläche „Kleingärten“ festgesetzt. 
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(Im nördlich angrenzenden bis zum Ölwiesenweg reichenden Bereich (Fitnesszentrum 
Balance Kahla und angrenzende Bebauung) liegt demgegenüber eine umfänglichere 
Bebauung vor. Auf einer Teilfläche von 1,26 ha ist nach Aussage der Begründung, Pkt. 
4.8.2.2 der Westentaschenpark geplant. Gleichwohl wurde auch die verbleibende Be-
bauung (mit dem Fitnesszentrum) im Flächennutzungsplan-Vorentwurf als Grünfläche 
zugunsten der Sicherung einer Fläche für Trendsportarten dargestellt. Auch vor diesem 
Hintergrund ist die Darstellung der mit den ca. 4 Wohnhäusern geringfügiger bebauten 
o.g. Fläche nicht nachvollziehbar.) 
 

- Die Darstellung einer kleinen Wohnbaufläche (Oberbachweg Nr. 8) sowie einer kleinen 
gemischten Baufläche (An der Ziegelei Nr. 7) im Bereich „An der Ziegelei / Wiesenweg 
/ Oberbach“ sollte überprüft werden. Im Bestand liegt eine Splittersiedlung im Außen-
bereich vor. Die Bereiche sollten entsprechend der angrenzenden Nutzung im Bereich 
des Areals „An der Ziegelei“ als Grünflächen dargestellt werden. Dabei kann der be-
baute Bereich an der Walkmühle ergänzend als „bebauter Bereich im Außenbereich“ 
gekennzeichnet werden. (S. hierzu auch Begründung zum Flächennutzungsplan, Pkt. 
4.2.1, S. 51 und Pkt. 4.8.6.2, S. 90).  
 

- Die Darstellung der schmalen, die B 88 am südwestlichen Stadtausgang begleitenden 
gemischten Baufläche sollte überprüft werden. Im Bestand liegt auf der westlichen Teil-
fläche vorrangig eine gewerbliche Lager- und Abstellfläche vor. Wegen der immissions-
schutzrechtlichen Konfliktlage kann sich straßenbegleitend zur B 88 keine Wohnbebau-
ung entwickeln. Es wird empfohlen, anstelle der gemischten Baufläche eine Grünfläche 
oder Waldfläche entsprechend der angrenzenden Flächennutzung darzustellen und er-
gänzend eine Kennzeichnung als „bebauter Bereich im Außenbereich“ vorzunehmen, 
oder - soweit die bauliche Nutzung perspektivisch bis 2035 aufgegeben werden soll - 
hier eine straßenbegleitende PV-Nutzung vorzusehen. 
 

- Die Darstellungen von Wochenendhausgebieten sollten erneut überprüft werden. Fak-
tisch vorhandene Wochenendhausgebiete im Sinne von § 34 Abs. 2 BauGB liegen nach 
der Rechtsprechung nur dann vor, wenn eine große Anzahl von Wochenendhäusern 
mit einer höheren baulichen Dichte besteht. Es handelt sich dann um ein faktisches 
Wochenendhausgebiet, wenn eine aufeinanderfolgende zusammengehörige Wochen-
endhausbebauung mit geschlossener Bebauungsstruktur vorliegt, die ein siedlungs-
strukturelles Gewicht hat.  
 

Ein entsprechendes Gewicht ist allenfalls in den Bereichen „Am Alten Gericht“ und „Wal-
persbergweg“ festzustellen. (In diesen Bereichen sollte die Abgrenzung der dargestell-
ten Sondergebiete „Wochenendhausgebiet“ zu den Grünflächen „Sonstige Gärten“ 
überarbeitet werden: Aus der Sondergebietsdarstellung sind die gering bebauten Flä-
chen herauszunehmen, während die dicht mit Wochenendhäusern bebauten Bereiche 
nicht als Gartenflächen, sondern als Wochenendhausgebiet dargestellt werden sollten.) 
Die andernorts vorgenommenen Darstellungen von Sondergebieten „Wochenendhäu-
ser“ sollten herausgenommen und ggf. als „bebaute Bereiche im Außenbereich“ ge-
kennzeichnet werden: Hier bestehen keine Baugebiete im o.g. Sinne und nach Aussage 
der Begründung, S. 65 sollen auch keine neuen Sondergebiete für Wochenendhäuser 
entwickelt werden. 

 
6. In dem Bebauungsplan „Am Greudaer Weg“ ist über die im Flächennutzungsplan beabsich-

tigte Darstellung einer gemischten Baufläche nördlich und nordwestlich hinausgehend eine 
Mischgebietsfestsetzung enthalten. Die Festsetzung des Mischgebietes stimmt offensicht-
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lich nicht mehr mit der aktuellen Planungsabsicht überein: Im nördlichen Bereich des Misch-
gebietes wurde eine Reihe von Wohnhäusern realisiert, an die angrenzend ein ergänzender 
Wohnungsbau (in der Planfläche 4 „Am Greudaer Weg“) geplant ist. Der Bebauungsplan 
ist durch eine entsprechende Teilaufhebung bzw. Teilüberplanung an die aktuelle in dem 
Flächennutzungsplan dokumentierte Planungsabsicht anzupassen. Zur Anpassung ist vor 
dem Feststellungsbeschluss des Flächennutzungsplans ein entsprechendes Planverfahren 
einzuleiten. 

 
7. Im Rahmen der Bauleitplanung sind die Belange der Erhaltung und Entwicklung zentraler 

Versorgungsbereiche sowie der verbrauchernahen Versorgung der Bevölkerung gem. § 1 
Abs. 6 Nr. 4, 8a BauGB zu berücksichtigen. Diesbezüglich wurde für die gewerblichen Bau-
flächen als Entwicklungsvorgabe dargestellt, dass über den Werksverkauf hinausgehend 
kein zentrenrelevanter Einzelhandel angeboten werden soll.  
 
Ergänzend wird eine Darstellung der zentralen Versorgungsbereiche nach § 5 Abs. 2 Nr. 2 
d) BauGB angeregt. Dabei sollte die Einzelhandelsnutzung nördlich und südlich des Ölwie-
senwegs / östlich der Bahnhofstraße (Tegut und Einzelhandelsnutzung auf dem Gelände 
der ehemaligen alten Porzellanfabrik) als bestehender und der Innenstadtbereich unter Ein-
bezug des Nahkaufs an der Bachstraße als wieder zu entwickelnder zentraler Versorgungs-
bereich nach § 5 Abs. 2 Nr. 2 d) BauGB angegeben werden. Planerischer Hintergrund der 
Darstellung ist die Entwicklungsvorgabe, dass ein zentrenrelevantes Einzelhandelsangebot 
außerhalb der zentralen Versorgungsbereiche einer erhöhten Rechtfertigung unterliegt, 
während z.B. eine großflächige Erweiterung des Nahkaufs an der Bachstraße im Hinblick 
auf die atypische Lage in einem (wieder zu entwickelnden) zentralen Versorgungsbereich 
aus dem Flächennutzungsplan entwickelt werden könnte. 
 
Für die nicht städtebaulich integrierten, in Randlage von gewerblichen Bauflächen gelege-
nen Sondergebiete an der Christian-Eckardt-Straße (Lidl, Baumarkt) werden konkretere 
Darstellungen zum Sortimentsangebot angeregt. Für den Sonderpostenbaumarkt bietet 
sich als Zweckbestimmung „Baumarkt“ oder „nicht zentrenrelevante Sortimente“ und für 
den Lidl-Markt bietet sich die Zweckbestimmung „Nahversorgung / nicht zentrenrelevante 
Sortimente“ an. Insbesondere vor dem Hintergrund des in der Begründung, Pkt. 4.4.2, S. 
65 dargelegten neuen Nutzungs- bzw. Erwartungsdrucks von Einzelhandelsbetrieben im 
Hinblick auf den geplanten Ausbau der B 88 sollte vermieden werden, dass der Lidl-Markt 
nach dessen Nutzungsaufgabe z.B. durch einen Sonderpostenmarkt für zentrenrelevante 
Produkte nachgenutzt wird. Entsprechende Waren sollten vielmehr in der wieder zu bele-
benden Innenstadt angeboten werden. 

 
8. Nach Aussage der Begründung, Pkt. 3.37 und Pkt. 4.13 erarbeitet die Stadt Kahla aktuell 

ein gesamtgemeindliches Ausgleichsflächenkonzept. Darstellungen von geplanten Aus-
gleichsflächen enthält der Flächennutzungsplan daher noch nicht. Bezüglich der Konzep-
terarbeitung verweisen wir auf die hierzu gegebenen beratenden Hinweise in der Stellung-
nahme des Thüringer Landesverwaltungsamtes vom 16.03.2021, Anlage 3, Pkt. 4 zum 
Planstand 15.02.2021. Insbesondere wird die Empfehlung einer differenzierten Darstellung 
von Schutz- und Pflegeflächen einerseits und Entwicklungs- und Ausgleichsflächen ande-
rerseits bekräftigt. 
 
Folgende ergänzende Hinweise werden zur Darstellung der Maßnahmenflächen nach § 5 
Abs. 2 Nr. 10 BauGB gegeben: 
 
• Bezüglich der dem Gewerbegebiet Nord „zugeordneten“ Ausgleichsflächen fehlt in der 

Planzeichnung die T-Flächensignatur, wie in der Planzeichenerklärung angegeben. (Aus 
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Flexibilitätsgründen sollte eine konkrete „Zuordnung“ von Ausgleichsflächen zu Eingriffs-
flächen im Sinne von § 5 Abs. 2a BauGB möglichst vermieden werden. Es bedarf auch 
keiner Angabe dazu, in welchem Bebauungsplan eine Maßnahme festgesetzt wurde. 
Die Planzeichenerklärung sollte entsprechend überarbeitet werden.)  

• In Begründung, Pkt. 4.8.6, S. 90 wird ausgesagt, dass die in rechtsverbindlichen Bebau-
ungsplänen festgesetzten Flächen für Ausgleichsmaßnahmen als Grünflächen darge-
stellt sind. Diese Begründungsaussage sollte nach Übernahme des konkretisierten Aus-
gleichskonzepts in den Flächennutzungsplan überarbeitet werden. 

• Das Areal der Ziegelei, das nach Aussage der Begründung, Pkt. 4.8.6.2, S. 90 entsiegelt 
und zu einer Grünfläche entwickelt werden soll, bietet ein erhebliches Aufwertungspo-
tential. Die Entwicklung der Grünfläche könnte im Rahmen eines Ökokontos organisiert 
werden. Als solche hätte die Ausgleichsmaßnahme eine gesamtstädtische Bedeutung, 
die auch Fachplanungsträgern (z.B. im Rahmen des geplanten Ausbaus der B 88) als 
Ausgleichsfläche angeboten werden könnte. 

 
9. Im Rahmen der Erarbeitung des Entwurfs soll die Darstellung der Bauflächen und sonsti-

gen Nutzungen dem dann vorliegenden Stand des Ausbaus der B 88 angepasst werden 
(s. Begründung, S. 27, 78). In diesem Zusammenhang bietet es sich ggf. an, die Flächen 
entlang der B 88, die infolge des Straßenausbaus aus der bisherigen Nutzung fallen, als 
PV-Flächen zu nutzen. (Im Rahmen des Planfeststellungsverfahrens sollte die Stadt 
Kahla das Interesse an einer (ggf. mit Lärmschutzmaßnahmen kombinierten) PV-Nutzung 
vorbringen, da Potentialflächen für eine PV-Nutzung im Stadtgebiet im Übrigen begrenzt 
sind.) Neben flächigen Sondergebietsdarstellungen zugunsten der PV-Nutzung z.B. im 
Bereich der geplanten Auf- und Abfahrtsflächen zur B 88 sind auch Sondergebiete „PV-
Nutzung“ mit linearer Konfiguration im Flächennutzungsplan darstellbar. 

 
10. Weitere Hinweise im Übrigen: 
 

a) Die Vollziehbarkeit der geplanten 7,10 ha umfassenden gewerblichen Baufläche „Areal 
südlich ‚Am Stein‘“ ist im Hinblick auf die derzeitige Lage in den Trinkwasserschutzge-
bieten I und II, die nach Aussage der Begründung, S. 62, S. 106 wegen der stillgelegten 
Trinkwasserschutzbrunnen perspektivisch aufgehoben werden sollen, in Abstimmung 
mit der unteren Wasserbehörde zu überprüfen. (Soweit eine Aufhebung der Schutzge-
biete, die der gewerblichen Nutzung entgegenstehen, erst nach dem Feststellungsbe-
schluss des Flächennutzungsplans zu erwarten ist, kommt ggf. eine bedingte Darstel-
lung der gewerblichen Baufläche in Betracht. So kann z.B. durch eine Schraffur der 
Bauflächendarstellung verdeutlicht werden, dass im Bereich der gekennzeichneten Flä-
che vor der Aufhebung der wasserrechtlichen Schutzgebiete die Darstellung einer Flä-
che für die Landwirtschaft (als Erstnutzung) und nach der Schutzgebietsaufhebung eine 
gewerbliche Bauflächendarstellung (als Folgenutzung) gelten soll.) 
 

b) Da das Bergrecht des 4,5 ha umfassenden „Bewilligungsfeldes Kahla“ bis zum 
31.03.2028 befristet ist, erfolgt nach Aussage der Begründung, Pkt. 4.10 keine flächige 
Darstellung. Vielmehr wurde im Bereich des Bewilligungsfeldes eine Grünfläche (im Be-
reich des bestehenden Baumbewuchses) und eine Fläche für die Landwirtschaft dar-
gestellt. Vor diesem Hintergrund betrifft das Planzeichen Nr. 11.2 der PlanZV Anlage 
keine Darstellung nach § 5 Abs. 2 Nr. 8, sondern nur eine nachrichtliche Übernahme 
nach § 5 Abs. 4 BauGB. Die Angabe der Rechtsgrundlage in der Planzeichenerklärung 
sollte überarbeitet werden. 
 

(Die Aussage in der Begründung, S. 93, es beständen Überlegungen, „die Grube“ zu 
verfüllen, ist unverständlich. Im Bereich des als Bewilligungsfeld markierten Bereichs 
befindet sich (lt. Luftbild) keine offene Grube.) 
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c) Überörtliche Wegeverbindungen, die eine gesamtstädtische Bedeutung haben, sollten 

nicht nur nachrichtlich nach § 5 Abs. 4 Satz 1 BauGB übernommen werden bzw. deren 
geplanter Verlauf sollte nicht nur nach § 5 Abs. 4 Satz 2 BauGB vermerkt werden. Viel-
mehr sollten sie, wie die überörtlichen Straßenverbindungen auch, nach § 5 Abs. 2 Nr. 
3 BauGB ergänzend dargestellt werden. Eine gesamtstädtische Bedeutung weisen z.B. 
die Wege, die die Wohngebiete mit dem Bahnhof und die die Innenstadt mit der Saa-
leaue über den neu geplanten “Westentaschen-Park“ verbinden, auf. Die Planzeichen-
erklärung sollte entsprechend überarbeitet werden, indem ergänzend die Rechtsgrund-
lage § 5 Abs. 2 Nr. 3 BauGB angegeben wird (vgl. hierzu auch die in der PlanZV Anlage 
Nr. 5.3 angegebene Rechtsgrundlage). 
 

d) Bauflächen, für die eine zentrale Abwasserbeseitigung nicht vorgesehen ist, sind nach 
§ 5 Abs. 2 Nr. 1 BauGB zu kennzeichnen. Bezüglich der nach Aussage der Begründung, 
Pkt. 4.7, S. 83 nicht an die zentrale Kläranlage angeschlossenen Bereiche Heerweg, 
Am Alten Gericht, Oberbachweg und Bibraer Landstraße, sowie für die dargestellten 
Wochenendhausgebiete ist mit dem Verband ZWA Holzland abzustimmen, ob bis zum 
Prognosejahr 2035 ein Anschluss erfolgt. Andernfalls unterliegen die Bauflächen der 
Kennzeichnungspflicht.  
In dem vorliegenden Vorentwurf wurde nur ein kleiner mittiger Teilbereich des im Be-
reich „Schindlertal“ dargestellten Sondergebiets Wochenendhäuser entsprechend ge-
kennzeichnet (s. hierzu Aussage der Begründung, Pkt. 5.1.3, S. 104). Da der bebaute 
Bereich keinen Baugebietscharakter aufweist (s. hierzu Pkt. 5 oben), kann die Kenn-
zeichnung hier (zusammen mit der Sondergebietsdarstellung) herausgenommen wer-
den. 
 

e) Damit der Flächennutzungsplan die Aufgabe hinsichtlich des Entwicklungsgebotes 
nach § 8 Abs. 2 Satz 1 BauGB erfüllen kann, muss sich aus den Darstellungen eine 
hinreichend konkrete Entwicklungsvorgabe ablesen lassen. Die Abgrenzungen der 
Grünflächendarstellungen unterschiedlicher Zweckbestimmungen sind diesbezüglich 
zu überprüfen.  
Z.B. ist im Bereich des geplanten Westentaschen-Parks nicht zu erkennen, wo die Dar-
stellung einer Grünfläche mit der Zweckbestimmung „Parkanlagen“ geplant ist. Nach 
Aussage der Begründung, Pkt. 4.8.2.2, S. 87 und 4.8.4.2, S. 89 betrifft die geplante 
Parkanlage eine Fläche von ca. 1,26 ha, an die eine ca. 0,47 ha umfassende Grünfläche 
„Sport“ (im Bereich des Fitnessstudios) angrenzt. Die in der Begründung angegebene 
Abgrenzung der beiden verschiedenen Grünflächen müssen in der Planzeichnung deut-
licher zu erkennen sein. 
 

f) Als Unterlagen für den Flächennutzungsplan sind nach § 1 Abs. 1 PlanZV Karten zu 
verwenden, die in Genauigkeit und Vollständigkeit den Zustand des Plangebiets in ei-
nem für den Planinhalt ausreichenden Grade erkennen lassen. Die sehr „matte“ und 
z.T. kaum erkennbare Wiedergabe des baulichen Bestands erschwert die räumliche 
Verortung der Flächendarstellungen. Im Vorentwurf vom 15.02.2021 waren die Be-
standsangaben in der Planunterlage noch besser zu erkennen. Die Lesbarkeit der An-
gaben des baulichen Bestands in der Planunterlage sollte bei der Entwurfserarbeitung 
verbessert werden. 
 

g) Die für bauliche Nutzungen vorgesehenen Flächen, deren Böden erheblich mit umwelt-
gefährdenden Stoffen belastet sind, sind nach § 5 Abs. 3 Nr. 3 BauGB zu kennzeichnen. 
Im vorliegenden Entwurf erfolgte lediglich eine Kennzeichnung der „Flächen mit Altlas-
tenverdacht“.  
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Darüber hinaus wurde auf die sich aus der Stellungnahme des Landratsamtes Saale-
Holzland-Kreis, untere Bodenschutzbehörde vom 01.09.2021 enthaltenen Informatio-
nen zum Ermittlungsstand der erfassten Altlaststandorte hingewiesen. Soweit sich die 
Bodenbelastung nach Aussage der unteren Bodenschutzbehörde erhärtet hat, sollte 
eine Kennzeichnung als belastete Fläche und nicht nur als Verdachtsfläche erfolgen.  
 
In der Begründung, Pkt. 5.1.2 sind zudem ergänzende Hinweise zur Gefährdungsab-
schätzung erforderlich. Diesbezüglich sollten in der Tabelle, S. 102, 103 zwei Tabellen-
spalten ergänzt werden, aus denen sich die im Flächennutzungsplan dargestellte Flä-
chennutzung und – soweit es sich um eine geplante Bau- oder Grünfläche handelt – um 
eine grobe Angabe zur grundsätzlichen Vollziehbarkeit des Bodenschutzkonflikts im 
Planvollzug ergänzt werden. Ergänzend wird diesbezüglich auf die hierzu erfolgten be-
ratenden Hinweise in der Stellungnahme TLVwA vom 16.03.2021, Anlage 3, Pkt. 5.c) 
zum Planstand 15.02.2021 verwiesen.  
 

h) In der Begründung, Pkt. 2.1, S. 9 sollte nicht nur darauf hingewiesen werden, dass die 
Anschlussstelle der BAB A 4 Jena-Göschwitz über die B 88 in ca. 9 km erreichbar ist. 
Ergänzend sollte auf die Anbindung der Stadt Kahla an das Schienennetz verwiesen 
werden. 
 

i) In dem Umweltbericht sind die erheblichen Umweltauswirkungen zu beschreiben und 
zu bewerten (vgl. § 2 Abs. 4 BauGB). Im Rahmen der Flächennutzungsplanung sind 
Umweltauswirkungen durch die vom Bestand abweichenden Neuausweisungen zu er-
warten. In der Kurzdarstellung des Planinhalts (vgl. Umweltbericht, Pkt. 1.1) sind die 
vorgesehenen Neuausweisungen, die mit Umweltauswirkungen verbunden sein kön-
nen, aufzulisten und in Pkt. 2.1.2 - 2.8.2 sind die zu erwartenden Auswirkungen in Bezug 
auf diese Neuausweisungen darzulegen. Dabei bietet es sich an, die Auswirkungen auf 
die verschiedenen Umweltbelange in einer der einzelnen Neuausweisung zugeordne-
ten Tabelle zusammenzufassend grob zu beschreiben und zu bewerten. 
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Betreff: Stellungnahme LVwA_Flächennutzungsplan der Stadt Kahla, LK SHK

Anlagen: Stellungnahme LVwA (2).pdf

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

anbei erhalten Sie die Stellungnahme des Thüringer Landesverwaltungsamtes. 

 
Ein zusätzlicher postalischer Versand erfolgt nicht. 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag 

 

 
Claudia Kritz 
Bürosachbearbeiterin 
________________________________________________ 
 

THÜRINGER LANDESVERWALTUNGSAMT 

Referat 340 | Raumordnung, Bauleitplanung Jorge-Semprún-Platz 4 | 99423 Weimar | Postfach 2249 | 99403 
Weimar 

Tel.: +49 (361) 57 332-1360 | Fax: +49 (361) 57 332-1602 tlvwa.thueringen.de  <http://tlvwa.thueringen.de/>  · 

Bauleitplanung@tlvwa.thueringen.de <mailto:Bauleitplanung@tlvwa.thueringen.de>  

 

 

 

 

 
 
Informationen zum Umgang mit Ihren Daten im Thüringer Landesverwaltungsamt  
finden Sie im Internet unter www.thueringen.de/th3/tlvwa/datenschutz/. 
Auf Wunsch übersenden wir Ihnen eine Papierfassung. 
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Jana Richter | quaas stadtplaner

Von: umwelt@lrashk.thueringen.de

Gesendet: Donnerstag, 4. April 2024 13:24

An: Büro | quaas stadtplaner

Betreff: STN UNB zum Vorentwurf FNP Kahla

Anlagen: scan-lj-m578-A67.pdf

Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
anbei erhalten Sie die Stellungnahme der UNB zum Vorentwurf des FNPs Kahla zu ihrer Verwendung. 
Das Original befindet sich auf dem üblichen Postweg. 
  
Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag 
 
Seifert 
Sachgebietsleiter 
  

Umweltamt 
 
Saale-Holzland-Kreis 
Postfach 1310 
07602 Eisenberg / Thüringen 
Deutschland (Germany) 
 
Telefon.: 036691 / 70 305 
Fax.....: 036691 / 70 716 
E-Mail..: umwelt@lrashk.thueringen.de 
WEB.....: https://www.saaleholzlandkreis.de 
  
 

Diese Nachricht wurde um 13:23 04.04.24 abgesendet. 
Benutzer: Herr Seifert <umwelt@lrashk.thueringen.de> 
  
Die angegebene e-mail-Adresse dient nur zur Übermittlung einfacher unverschlüsselter 
Inhalte. 
Die aktuellen Bedingungen zur elektronischen Kommunikation finden Sie unter: 
https://www.saaleholzlandkreis.de/nutzungshinweise-zur-elektronischen-kommunikation/ 
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Jana Richter | quaas stadtplaner

Von: TLUBN Braun, Evelyn <Evelyn.Braun@tlubn.thueringen.de>

Gesendet: Dienstag, 23. April 2024 11:00

An: Jana Richter | quaas stadtplaner

Betreff: AW: FNP Kahla - Schutzzonenaufhebungsverfahren "Hy Kahla 102E/1984 

(Porzellanwerk)"

Sehr geehrte Frau Richter, 

 

im TLUBN (Ref. 53 Grundwasser, Wasserschutzgebiete) wurde das Verwaltungsverfahren zur Teilau&ebung des 

WSG Saaletal-Roda bezüglich der Wassergewinnungsanlage Porzellanwerk Kahla eröffnet. 

Uns liegt nunmehr die Stellungnahme des Referates 83 Hydrogelogie, Bodenkunde vor. Entsprechend der 

Stellungnahme werden die betroffenen Schutzzonen I und II aufgehoben, die Flächen verbleiben in der Schutzzone 

III. Die Begrenzung des Wasserschutzgebietes Saaletal-Roda bleibt damit unverändert. 

Für Ihre weitere Planung ist zu berücksich7gen, dass die Flächen aufgrund Ihrer Lage in der Schutzzone III 

entsprechender Auflagen unterliegen. Dies betri: im Wesentlichen den Umgang mit wassergefährdenden Stoffen. 

Es gelten die Regelungen der Schutzzonenverordnung, des WHG, des ThürWG und der AwSV. 

 

Sollten Sie noch Fragen haben, stehe ich Ihnen gern zur Verfügung. 

 

Evelyn Braun  
Sachbearbeiterin  
________________________________________________________________  
 

THÜRINGER LANDESAMT FÜR UMWELT, BERGBAU UND NATURSCHUTZ  
Referat 53 | Grundwasser, Wasserschutzgebiete  
Postanschrift: Göschwitzer Straße 41 | 07745 Jena  
Dienstort: Harry-Graf-Kessler-Straße 1 | 99423 Weimar  
Tel: +49 361 57 3943 096 | Fax: +49 361 57 3943 893  
http://tlubn.thueringen.de ·  evelyn.braun@tlubn.thueringen.de 
Datenschutzinformationen: hier 
________________________________________________________________  
 

 

  

Von: Jana Richter | quaas stadtplaner <j.richter@quaas-stadtplaner.de>  

Gesendet: Montag, 22. April 2024 09:39 

An: TLUBN Braun, Evelyn <Evelyn.Braun@tlubn.thueringen.de> 

Betreff: FNP Kahla - Schutzzonenaufhebungsverfahren "Hy Kahla 102E/1984 (Porzellanwerk)" 

 

 

 
E L E K T R O P O S T 

Projekt KAH_02 

 
Sehr geehrte Frau Braun, 
 
der Stadtrat der Stadt Kahla hat 2019 die Aufstellung eines Flächennutzungsplans 
beschlossen. Sie hat dabei dem Planungsbüro quaas-stadtplaner (Weimar) gemäß §4b BauGB 
die Vorbereitung und Durchführung der frühzeitigen Beteiligung übertragen. 
Die frühzeitige Behördenbeteiligung zum Vorentwurf wurde mit Schreiben vom 25.01.2024 
durchgeführt.  

 

Die Stadt Kahla plant im Bereich des Brunnens "Hy Kahla 102E/1984 (Porzellanwerk)" 
[FIS: 5135-00-0190], eine Baufläche zu entwickeln, was dadurch möglich war, dass für 
diesen ein Schutzzonenaufhebungsverfahren angekündigt war.  
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 Ausschnitt (derzeitiger Bestand) 

 

 

Die im Rahmen der frühzeitigen Behördenbeteiligung eingegangene Stellungnahme des 

TLVwA enthält folgenden beratenden planungsrechtlichen Hinweis: „Die Vollziehbarkeit 

der geplanten … gewerblichen Baufläche „Areal südlich ‚Am Stein‘“ ist im Hinblick auf 

die derzeitige Lage in den Trinkwasserschutzgebieten I und II, die nach Aussage der 

Begründung, S. 62, S. 106 wegen der stillgelegten Trinkwasserschutzbrunnen 

perspektivisch aufgehoben werden sollen, in Abstimmung mit der unteren Wasserbehörde 

zu überprüfen. (Soweit eine Aufhebung der Schutzgebiete, die der gewerblichen Nutzung 

entgegenstehen, erst nach dem Feststellungsbeschluss des Flächennutzungsplans zu 

erwarten ist, kommt ggf. eine bedingte Darstellung der gewerblichen Baufläche in 

Betracht. So kann z.B. durch eine Schraffur der Bauflächendarstellung verdeutlicht 

werden, dass im Bereich der gekennzeichneten Fläche vor der Aufhebung der 

wasserrechtlichen Schutzgebiete die Darstellung einer Fläche für die Landwirtschaft 

(als Erstnutzung) und nach der Schutzgebietsaufhebung eine gewerbliche 

Bauflächendarstellung (als Folgenutzung) gelten soll.)“ 

 

In der Anlage leite ich Ihnen eine diesbezügliche Email der Unteren Wasserbehörde des 
LRA Saale-Holzland-Kreis weiter. 

 

Da wir derzeit an der Erstellung des Entwurfs des FNP Stadt Kahla arbeiten bitte ich 
Sie um eine Information zum Stand des Schutzzonenaufhebungsverfahren. (Von der TLUBN 
ist am 22.02.2024 eine Stellungnahme abgegeben worden. Hier ist allerdings kein 
Hinweis auf diese Aufhebung erfolgt.) 

 
 
Vielen Dank für Ihre Bemühungen. Für Rückfragen stehe ich selbstverständlich gern zur 
Verfügung. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
Dipl.-Ing. J. Richter 
 
Anlagen:    --- 
_____________________________________ 

q u a a s - s t a d t p l a n e r  

Marktstraße 14 (Hof) | D - 99423 Weimar  

Fon/Fax        (03643) 49 49 21 / -31 

Email      buero@quaas-stadtplaner.de  

Internet     www.quaas-stadtplaner.de 

 
 
Hinweis: 
Alle empfangenen Daten sind, gemäß EU- Datenschutz-Grundverordnung,  

in Kraft getreten am 25. Mai 2018, mit äußerster Diskretion mit  

Hinblick auf personenbezogene Daten und ihre Weitergabe zu behandeln.  
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Von: umwelt@lrashk.thueringen.de <umwelt@lrashk.thueringen.de>  

Gesendet: Freitag, 19. April 2024 07:32 

An: Jana Richter | quaas stadtplaner <j.richter@quaas-stadtplaner.de> 

Betreff: Re: Fw: FNP Kahla - Ihr Schreiben vom 21.12.2022 

 

Sehr geehrte Frau Richter, 
  
bzgl. des Schutzzonenaufhebungsverfahrens für den Brunnen "Hy Kahla 102E/1984 (Porzellanwerk)" [FIS: 5135-00-
0190]: 
  
Einleitung Aufhebung:  
Das Verfahren zur Aufhebung der Schutzzonen I und II für o.g. Brunnen wurde durch die Untere Wasserbehörde 
des Saale-Holzland-Kreises mit E-Mail vom 26.10.2022 an die Obere Wasserbehörde des Thüringer Landesamtes für 
Umwelt, Bergbau und Naturschutz (TLUBN) eingeleitet. 
  
Dauer Aufhebungsverfahren:  
Wann mit einer Aufhebung zu rechnen ist können wir Ihnen leider nicht mitteilen da das TLUBN dieses Verfahren 
führt. Bitte wenden Sie sich hierfür an Frau Braun (Referat 53 - Grundwasser, Wasserschutzgebiete, 
evelyn.braun@tlubn.thueringen.de, 0361 57 3943 096). 

  
Für weitere Rücksprachen stehe ich Ihnen gerne zur Verfügung. 
  
Mit freundlichen Grüßen 
im Auftrag 
  
E. Bolz 
Sachbearbeiterin Untere Wasserbehörde  
  

Umweltamt 
 
Saale-Holzland-Kreis 
Postfach 1310 
07602 Eisenberg / Thüringen 
Deutschland (Germany) 
 
Telefon.: 036691 / 70 334 
Fax.....: 036691 / 70 716 
E-Mail..: umwelt@lrashk.thueringen.de 
WEB.....: https://www.saaleholzlandkreis.de 
  
  

Original Message processed by david®  

Fw: FNP Kahla - Ihr Schreiben vom 21.12.2022 18. April 2024, 15:21 Uhr  

Von  Hoppert, Katrin <katrin.hoppert@lrashk.thlk.de>  

An  Claudia Müller <claudia.mueller@lrashk.thlk.de>  

Cc (2)  Anika Rößler <anika.roessler@lrashk.thlk.de>|Elisabeth Bolz <elisabeth.bolz@lrashk.thlk.de>  
 

 
  

Umweltamt 
 
Saale-Holzland-Kreis 
Postfach 1310 
07602 Eisenberg / Thüringen 
Deutschland (Germany) 
 
Telefon.: 036691 / 70 396 
Fax.....: 036691 / 70 716 
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E-Mail..: umwelt@lrashk.thueringen.de 
WEB.....: https://www.saaleholzlandkreis.de 
  
  

Original Message processed by david®  

FNP Kahla - Ihr Schreiben vom 21.12.2022 18. April 2024, 15:12 Uhr  

Von  Jana Richter | quaas stadtplaner <j.richter@quaas-stadtplaner.de>  

An  umwelt@lrashk.thueringen.de <umwelt@lrashk.thueringen.de>  
 

  

  
E L E K T R O P O S T 
Projekt KAH_02 

  
Sehr geehrte Frau Müller, 

  
in Ihrem Schreiben vom 21.12.2022 haben Sie uns Hinweise zum Stand des WSG SZ I des 
Brunnens „Hy Kahla 102E/1984 (Porzellanwerk)“ (FIS-Zählnummer 5135-00-0190) gegeben. 
Da in der Stellungnahme der Unteren Wasserbehörde im Rahmen der frühzeitigen 
Beteiligung zum Aufstellungsverfahren des FNP für die Stadt Kahla (AZ BLS2021/0260 vom 
27.02.2024) hierzu keine weiteren Ausführungen erfolgten, bitte ich Sie hiermit um 
Informationen: 

 Ist das Schutzzonenaufhebungsverfahren inzwischen eingeleitet?  

 Sind die WSG SZ l und II aufgehoben? Alternativ: Wann wäre mit einer Aufhebung 
zu rechnen? 

  
Vielen Dank für Ihre Bemühungen. 
Mit freundlichen Grüßen 
Dipl.-Ing. J. Richter 

  
Anlagen:    --- 
_____________________________________ 
q u a a s - s t a d t p l a n e r  
Marktstraße 14 (Hof) | D - 99423 Weimar  
Fon/Fax        (03643) 49 49 21 / -31 
Email      buero@quaas-stadtplaner.de  
Internet     www.quaas-stadtplaner.de 

  

  
Hinweis: 
Alle empfangenen Daten sind, gemäß EU- Datenschutz-Grundverordnung,  
in Kraft getreten am 25. Mai 2018, mit äußerster Diskretion mit  
Hinblick auf personenbezogene Daten und ihre Weitergabe zu behandeln.  

  
--  
This email was Malware checked by UTM 9. http://www.sophos.com 
 
 
To: claudia.mueller@lrashk.thlk.de 
Cc: anika.roessler@lrashk.thlk.de 
    elisabeth.bolz@lrashk.thlk.de 

 

Diese Nachricht wurde um 15:21 18.04.24 abgesendet. 
Benutzer: Frau Hoppert <katrin.hoppert@lrashk.thlk.de> 
  
Die angegebene e-mail-Adresse dient nur zur Übermittlung einfacher unverschlüsselter Inhalte. 
Die aktuellen Bedingungen zur elektronischen Kommunikation finden Sie unter: 
https://www.saaleholzlandkreis.de/nutzungshinweise-zur-elektronischen-kommunikation/ 
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Diese Nachricht wurde um 07:32 19.04.24 abgesendet. 
Benutzer: Frau Bolz <umwelt@lrashk.thueringen.de> 
  
Die angegebene e-mail-Adresse dient nur zur Übermittlung einfacher unverschlüsselter Inhalte. 
Die aktuellen Bedingungen zur elektronischen Kommunikation finden Sie unter: 
https://www.saaleholzlandkreis.de/nutzungshinweise-zur-elektronischen-kommunikation/ 







































Vorab per FAX! Freistaat

Thüringen
Landesam t

für Bodenmanagement 

und Geoinform ation

Thüringer Landesamt für Bodenm anagem ent und Geoinform ation 
Katasterbereich Pößneck 
Rosa-Luxem burg-Straße 7 • 07381 Pößneck

Quaas - Stadtplaner 

D ipl.-Ing. J. R ichter 
Marktstraße 14 

99423 W eim ar

lhr/-e Ansprechpartner/-in
Arne Goldam mer

Durchwahl
Telefon 0361 57 4167-122 

Telefax 0361 57 4167-198

arne.goldam m er@

tibg.thueringen.de

Frühzeitige Behördenbeteiligung gern. §4a Abs.2 BauGB, 
Stellungnahme als Träger öffentlicher Belange,
Aufstellung Flächennutzungsplan, Stadt Kahla (Saale-Holzland-Kreis)

Ihr Zeichen
ohne

Ihre Nachricht vom
25.01.2024, per M ail

X Keine Einwände

1. Einwendung m it rechtlicher Verbindlichkeit aufgrund 
fachgesetzlicher Regelungen, die ohne Zustim m ung, Befreiung 
o.Ä. in der Abwägung nicht überwunden werden können

Unser Zeichen
(bitte bei Antwort angeben)

2.8.3_9431_55009524

Pößneck,
21.02.2024

a) E inwendungen

b) Rechtsgrundlagen

c) M öglichkeiten der Anpassung an die fachgesetzlichen 
Verantwortungen oder der Überw indung (z.B. Ausnahm en 
oder Befreiungen)

2. Fachliche Stellungnahm e

Beabsichtigte eigene Planungen und M aßnahm en, die den o.g. Plan 
berühren könnten, m it Angabe des Sachstandes

x Sonstige fachliche Inform ationen oder rechtserhebliche Hinweise aus 
der eigenen Zuständigkeit zu dem o.g. Plan.

Unsere Belange (z.B. Flurstückstruktur) sind in dieser P lanungsphase 
noch nicht betroffen. D iese m üssten dann im konkreten Einzelfall als 
Träger öffentlicher Belange von uns geprüft werden.

Thüringer Landesamt 
für Bodenmanagement 
und Geoinformation (TLBG) 
Katasterbereich Pößneck
Rosa-Luxem burg-Straße 7 

07381 Pößneck

Im Geltungsbereich des Planungsgebietes befinden sich zudem 
am tliche Festpunkte: 3 Lagefestpunkte und 14 Höhenfestpunkte. Die 
ungefähre Lage dieser am tlichen Festpunkte ist der als Anlage 
beigefügten Übersichtskarte zu entnehm en (rote Punkte).

Telefon 0361 57 4167-200 

Telefax 0361 57 4167-199 

E-M ail

Poststelle,poessneck 

@ tl bg.thueringen.de

www.thueringen.de/tlbg

Öffnungszeiten
M o. bis Fr. 8:00-12:00 Uhr

M o., M i., Do. auch 13:00-15:30 Uhr 

D i. auch 13:00-18:00 Uhr

http://www.thueringen.de/tlbg


Aufgrund ihrer Bedeutung sind diese Festpunkte besonders zu 
schützen, (Thüringer Verm essungs- und Geoinform ationsgesetzes 
(ThürVerm GeoG) vom 16. Dezem ber 2008, § 25 (3)).

Im weiteren Verlauf der P lanungen können w ir Ihnen die genauen 
Festpunktnachweise (bei Bedarf) gernezusenden.

Im Bereich des zu erarbeitenden Flächennutzungsplanes (FNP) für 
die Stadt Kahla existiert derzeit kein laufendes 
Flurbereinigungsverfahren (FBV) und ist gegenwärtig auch kein FBV 
in Planung. Die Belange der Bodenordnung werden durch das 
Vorhaben nicht berührt.

Nachstehende Flinweise sollten bei der Aufstellung des FNP 
Berücksichtigung finden:

1. landwirtschaftlich genutzte Flächen sowie W aldflächen sollten 
erhalten bleiben,

2. Berücksichtigung einer touristischen Entw icklung in der Stadt,
3. A ttraktivität des Lebens im ländlichen Raum erhalten bzw. 

erhöhen,
4. F lächen für Schaffung von W ohnraum vor allem durch 

Nutzung von vorhandenem Bestand bzw. von Baulücken und 
Brachflächen,

5. Angebot der Flächen für Erholung berücksichtigen,
6. F lächen zur w irtschaftlichen Entw icklung der Region sowie zur 

Erweiterung bzw. Erhaltung einer funktionierenden 
Infrastruktur vorsehen,

7. Ausweisung von Flächen für erneuerbare Energien unter 
Berücksichtigung des Regionalplanes Ostthüringen, dabei 
m öglichst auf Brachflächen zurückgreifen, um auf die 
Inanspruchnahm e von landwirtschaftlich genutzten Flächen zu 
verzichten.

M it freundlichen Grüßen 
im Auftrag

Arne Goldam mer

Anlage:
1 Übersicht Lage am tliche Festpunkte
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Jana Richter | quaas stadtplaner

Von: TLBG Goldammer, Arne <Arne.Goldammer@tlbg.thueringen.de>
Gesendet: Mittwoch, 21. Februar 2024 16:13
An: Büro | quaas stadtplaner
Cc: TLBG Sporer, Frank
Betreff: TÖB-Antrag in Kahla (SHK) "Aufstellung Flächennutzungsplan" - Vorabinfo
Anlagen: 55009524_Stellungnahme - FAX.pdf

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

anbei übersende ich Ihnen unsere TÖB-Stellungnahme zum Antrag in Kahla "Aufstellung Flächennutzungsplan" 

vorab. 
Das Original erhalten Sie in den nächsten Tagen durch die Post. 

 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

im Au+rag 

 

Arne Goldammer 

_____________________________________________________________________ 

 
THÜRINGER LANDESAMT FÜR BODENMANAGEMENT UND GEOINFORMATION Referat 2.8 | Katasterbereich Pößneck 

Rosa-Luxemburg-Straße 7 | 07381 Pößneck 

Tel: 0361 57 4167-122 | Fax: 0361 57 4167-198 www.tlbg.thueringen.de | Arne.Goldammer@tlbg.thueringen.de 

 

 

Wir suchen Nachwuchs! 

hFps://tlbg.thueringen.de/ueber-uns/karriere-studium-ausbildung 

 

InformaHonen zum Umgang mit Ihren Daten im TLBG und zu Ihren Rechten nach der EU-Datenschutz-

Grundverordnung finden Sie im Internet: www.ds-tlbg.thueringen.de Auf Wunsch wird Ihnen eine Papierfassung 
zugesandt. 



Thüringer Landesamt für Landwirtschaft und Ländlichen Raum 
Naumburger Str. 98 | 07743 Jena  
 

  

Wir bitten um Beachtung!  

Briefsendungen senden Sie bitte ausschließlich an die zentrale Postanschrift:  

Thüringer Landesamt für Landwirtschaft und Ländlichen Raum (TLLLR) | Naumburger Str. 98 | 07743 Jena 

Die Adressen der Zweigstellen stehen Ihnen für Besuche und Warensendungen weiterhin zur Verfügung. 

 

 
 

Ihr/-e Ansprechpartner/-in: 

 

Durchwahl: 

 
 
 
 

 
Ihr Zeichen: 
 

Ihre Nachricht vom: 
 

Unser Zeichen: 

(bitte bei Antwort angeben) 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

quaas-stadtplaner 
Marktstraße 14 (Hof) 
99423 Weimar 

 

 
 

Baugesetzbuch (BauGB)  

Beteiligung der Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB 

Flächennutzungsplan der Stadt Kahla 

 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
das Thüringer Landesamt für Landwirtschaft und Ländlichen Raum (TLLLR), 
Referat 42- Agrarstruktur, nimmt zum Flächennutzungsplan der Stadt Kahla 
wie folgt Stellung: 
 
Die übersandten Unterlagen „Flächennutzugsplan Stadt Kahla - Begründung, 
Vorentwurf (Stand 07.12.2023)“ wurden aus Sicht der durch das TLLLR zu 
vertretenden öffentliche Belange Landwirtschaft/ Agrarstruktur geprüft. 
 

Folgende Flächennutzungen berühren landwirtschaftliche Flächen: 

 
Wohnbauflächen: 

Fläche 4 „Am Greudaer Weg“ 

• GL51353U01 
 

Hierfür liegt uns weder ein Bewirtschafter noch ein entsprechender 
Pachtvertrag vor.  

 
Fläche 5 „Abrundung Zwabitzer Weg“ 

• AL51353Z05 
 

Der Ackerlandfeldblock wird von einem Landwirtschaftsbetrieb auf Basis eines 
Pachtvertrages bis 2037 bewirtschaftet. 

 
Potenzialflächen: 

Potenzialfläche C 

• AL51353Z14 

 

 

 

 

Annemarie Schieke 

  
Telefon +49 (361) 57-4151177 
Telefax +49 (361) 57-4151299 
 

Annemarie.Schieke@ 

tlllr.thueringen.de 

 
 
KAH_02 

 
25.01.2024 

 

 
5030-R42-4621/24-1-
12235/2024 
 
Jena,  
22.02.2024 

 

 

 

 

 

 

 

Informationen zum Datenschutz: 

www.tlllr.thueringen.de/datenschutz 

  

 

 

Thüringer Landesamt für 

Landwirtschaft und  

Ländlichen Raum (TLLLR) 

poststelle@tlllr.thueringen.de 

www.tlllr.thueringen.de 

Naumburger Str. 98 

07743 Jena 

Telefon  +49 (361) 57 4041-000 

Telefax  +49 (361) 57 4041-390 

 

http://www.tlllr.thueringen.de/datenschutz
mailto:poststelle@tlllr.thueringen.de
http://www.tlllr.thueringen.de/


 

 

 
Der Ackerlandfeldblock wird von einem Landwirtschaftsunternehmen bewirtschaftet. Es liegen 
uns mehrere Pachtverträge (z. T. Laufzeiten bis 2039) vor.  

 
Gewerbeflächen: 

Areal südlich „Am Stein“ 

• AL51354L21 
 

Der Ackerlandfeldblock wird von einem landwirtschaftlichen Betrieb bewirtschaftet. Es liegen uns 
etliche Pachtverträge (z.T. Laufzeiten bis 2035) vor. 
 

Erweiterung in Richtung „Schneckengraben/ Roter Berg“ 

• AL51353P01 
• AL51353P18 
• AL51353U04 
• AL51353U01 
• GL51354L09 
• GL51353U03 
• AL51353U28 
• AL51353P07 
 

Alle Feldblöcke werden von ein und demselben Landwirtschaftsunternehmen bewirtschaftet. 
Pachtverträge liegen uns nicht vor.  
 
Flächen für Photovoltaik:  

Bereich B88/ „Greudaer Weg“ 

• AL51353U09 
„Am Heerweg“ 

• AL51353U08 
 

Beide Ackerlandfeldblöcke werden von ein und demselben Landwirtschaftsunternehmen 
bewirtschaftet. Pachtverträge liegen uns nicht vor.  

 
Wir weisen hier auf die Blendwirkung hin. Unmittelbar an die Flächen für Photovoltaik grenzen 
Wohnbebauungen. Auf Grund dessen verweisen wir auf das Bundes-Immissionsschutzgesetz 
(BImSchG) und animieren im Umsetzungsprozess zur Abstimmung mit der 
Immissionsschutzbehörde. 

 
Grünflächen: 

„Eingrünung Agrarbetrieb“ 

• AL52352A11 
• GL52352A03 
• AL52352A10 
 

Die drei Feldblöcke werden von einem Landwirtschaftsunternehmen bewirtschaftet. 
Pachtverträge liegen uns nicht vor. 

 
Allerdings liegt im Bereich der Flächeninanspruchnahme das im Regionalplan Ostthüringen (RP-
OT) ausgewiesene Vorranggebiet „Landwirtschaftliche Bodennutzung“ LB-64 (s. Anlage). 

 
Vorranggebiete „Landwirtschaftliche Bodennutzung“ sind gemäß Regionalplan für eine 
nachhaltige Entwicklung der Landbewirtschaftung vorgesehen. Andere raumbedeutsame 
Nutzungen sind in diesen Gebieten ausgeschlossen, soweit diese mit der vorrangigen Funktion 
nicht vereinbar sind. Die im Regionalplan ausgewiesenen Vorranggebiete „Landwirtschaftliche 
Bodennutzung“ sind für die regionale Agrarstruktur und die Sicherung einer nachhaltigen 
Landwirtschaft von hoher Bedeutung sowie eine existentielle Voraussetzung für die Erhaltung 



 

 

und Entwicklung leistungsfähiger Landwirtschaftsbetriebe. Der Vorhabenstandort berührt die 
Belange der Landwirtschaft durch das im Regionalplan Südthüringen festgelegte Ziel 
„Vorranggebiet für den Schutz des Bodens als landwirtschaftliches Produktionsmittel“ 
wesentlich.  
 
Das geplante Vorhaben steht somit im Widerspruch zum Ziel Z 4-3 des Regionalplan 
Ostthüringen. 
 
Demgemäß fordern wir die Freihaltung landwirtschaftlicher Böden in diesem Bereich, sei es 
Grünland oder Ackerland.  
 
Zu den dargestellten Flächennutzungen ergehen aus agrarstruktureller Sicht folgende Hinweise 
und Forderungen, die bei den zukünftigen Planungen/ Umsetzungen zu beachten sind: 
 
Hinweise: 

- Die Erreichbarkeit (Zuwegung) der landwirtschaftlichen Nutzfläche ist jederzeit 
sicherzustellen.  

- Während der Baumaßnahme ist zu gewährleisten, dass die angrenzenden 
landwirtschaftlichen Nutzflächen nicht für die Lagerung von Baumaterialien genutzt 
werden. 

- Wir weisen auf landwirtschaftliche Immissionen hin. Diese treten bei Maßnahmen wie 
Bodenbearbeitung, Pflanzenschutz, Düngung sowie Ernte auf und sind unvermeidbar (§ 

3 Abs. 1 und 4 BImschG). 
 

Forderungen: 

- Die Bauausführung, sowie die erforderliche landwirtschaftliche Flächeninanspruchnahme 
sind dem Bewirtschaftern frühzeitig anzuzeigen, um eine vorausschauende Planung zu 
gewährleisten und mögliche Sanktionen und Rückforderungen von Fördermitteln zu 
vermeiden. Im Falle dieser Flächeninanspruchnahmen liegen uns etliche beantragte 

Förderungen auf Flächen vor. 
- Bei einer vorzeitigen Pachtaufhebung ist dem Pächter (Bewirtschafter) eine den 

gesetzlichen Bestimmungen entsprechende Pachtaufhebungsentschädigung zu 
entrichten.  

- Grenzabstände zu landwirtschaftlichen Flächen sind einzuhalten (§ 46 ThürNRG). 
 
Zu den geplanten Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen (Ausgleichsflächenkonzept) weisen wir 
auf folgendes hin: 

- Beachten Sie bitte, dass es nach § 15 Abs. 3 BNatSchG unbedingt zu vermeiden ist, 
hochwertige landwirtschaftliche Böden in Anspruch zu nehmen.  

- Bei expliziter Planung des Ausgleichsflächenkonzeptes bitten wir Sie, das Thüringer 
Landesamt für Landwirtschaft und Ländlichen Raum frühzeitig zu beteiligen.  

 
Mit freundlichen Grüßen 
im Auftrag 
 
 
 
Annemarie Schieke  
Sachbearbeiterin 
(ohne Unterschrift gültig, da elektronisch gezeichnet) 

 
Anlage: Übersicht Lage im Vorranggebiet 
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Jana Richter | quaas stadtplaner

Von: TLLLR Schieke, Annemarie <Annemarie.Schieke@tlllr.thueringen.de>

Gesendet: Donnerstag, 22. Februar 2024 08:19

An: Büro | quaas stadtplaner

Betreff: Baugesetzbuch (BauGB): Flächennutzungsplan gemäß § 4 Abs. 1 BauGB der 

Stadt Kahla

Anlagen: 2024-02-22 Stellungnahme TLLLR.docx.pdf; Geltungsbereich.pdf

Sehr geehrte Damen und Herren, 

  

anbei erhalten Sie die Stellungnahme zum o.g. Vorhaben aus Sicht der Landwirtschaft und Agrarstruktur. 

Mit freundlichen Grüßen 
im Auftrag 
gez.  Annemarie Schieke 
Sachbearbeiterin 
___________________________________________________________________________ 
Thüringer Landesamt für Landwirtschaft und Ländlichen Raum 
Referat 42 | Agrarstruktur 
Uhlandstraße 3 | 99610 Sömmerda | Germany 
Tel: +49 (361) 57-4151177 | Fax: +49 (361) 57-4151299 
www.thueringen.de · Annemarie.Schieke@tlllr.thueringen.de 

Wir bitten um Beachtung:  
Briefsendungen senden Sie bitte ausschließlich an die zentrale Postanschrift:  
Thüringer Landesamt für Landwirtschaft und Ländlichen Raum (TLLLR) | Naumburger Straße 98 | 07743 Jena | Germany 
Die Adressen der Zweigstellen stehen Ihnen für Besuche und Warensendungen zur Verfügung. 

  
Datenschutzinformationen erhalten Sie: hier 
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Flächennutzungsplan der Stadt Kahla

Sehr geehrte Damen und Herren,

zunächst einmal möchte ich mich für lhre Geduld bedanken und mich dafür
entschuldigen, dass ich es erst jetzt geschalft habe, mich mit dem
Flächennutzungsplan der Stadt Kahla intensiv auseinanderzusetzen.

ln der Prüfung hat es sich ergeben, dass durch die Planungen Waldflächen im Sinne
des 5 2 Thüringer Waldgesetz (ThürWaldG) nur in einem Fall betroffen sind.

Die beim Um- und Ausbau des neuen Hauptknotens der B 88 Anschluss Kahla, speziell
der Abfahrt nördlich des Porzellanwerks über das Areal des alten Heizkraftwerkes zur
Ernst-Thälmann-Straße in den Planungsunterlagen als Grünflächen bezeichneten
Areale sind nach meiner Auffassung Wald im Sinne des 5 2 ThürWaldG. Sollte der
geplante Ausbau der B 88 also wie geplant erfolgen, ist vorher für diese Flächen ein
Antrag auf Nutzungsartenänderung nach 5 10 ThürWaldG zu stellen. Zur Milderung
nachteiliger Wirkungen einer genehmigten Anderung der Nutzungsart ist dann vom
Antragsteller auf eigene Kosten eine funktionsgleiche Ausgleichsaufforstung
innerhalb von zwei Jahren nach bestandeskräftiger Genehmigung durchzufahren.
Dazu können Auflagen erteilt werden. Können nachteilige Wirkungen auf den
Naturhaushalt nicht durch funktionsgleiche Ausgleichsaufforstungen ausgeglichen
werden, ist eine Walderhaltungsabgabe in Abhängigkeit von der Schwere der
Beeinträchtigung und vom erzielten Vorteil des Verursachers der Beeinträchtigung zu

zahlen.

Da sonst keine weiteren Waldflächen durch die Planung betroffen werden, bestehen
von Seiten des Forstamtes Jena-Holzland keine Bedenken oder Einwände gegen die
vorliegende Planung zum Flächennutzungsplan der Stadt Kahla.

ffiil.''u""
Die hier bezeichneten E-Mail-Adressen sind nicht zur Übermittlung rechtsverbindlicher Anträge und Erklärungen geeignet. lnformationen zur Verarbeitunt lhrer
personenbezogenen Daten, dem Zweck der Datenverarbeitung, zu lhren Rechten sowie Kontaktdaten für weitere Fragen zum Datenschutz finden Sie im lnternet unter
www.thueringenforst.de/datenschut2. Alternativ kontaktieren Sie uns: über die Kontaktdaten unserer Zentrale oder per E-Mail an datenschutz@forst.thueringen.de.
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Jana Richter | quaas stadtplaner

Von: FORST Barfod, Marcus <Marcus.Barfod@forst.thueringen.de>

Gesendet: Donnerstag, 11. April 2024 17:16

An: Büro | quaas stadtplaner

Betreff: Flächennutzungsplan Kahla

Anlagen: 1375_001.pdf

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

in der Anlage schicke ich Ihnen unsere Stellungnahme zum Flächennutzungsplan Kahla und möchte mich für Ihre 

Geduld bedanken und meine späte Zuarbeit entschuldigen.  

Das Original folgt auf dem Postweg. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

im Au)rag  

 

Marcus Barfod  

 

Thüringer Forstamt Jena-Holzland   

Gustav-Herrmann-Straße 27   

07646 Stadtroda  

 

Tel.: +49 36428 511 - 302 | Fax: +49 36428 511 - 399  

Mobil: +49 172 3480397   

marcus.barfod@forst.thueringen.de   

------------------------------------------------------------------------------------- 

ThüringenForst - Anstalt öffentlichen Rechts  

Hallesche Straße 20 | 99085 Erfurt  

Eingetragen beim Amtsgericht Jena, HRA 503042  

www.thueringenforst.de | www.thueringen.de  

Verwaltungsratsvorsitzender: Staatssekretär Torsten Weil  

Vorstand: Dipl.-ForsCng. Volker Gebhardt, Dipl.-Forstwirt Jörn Heinrich Ripken   

 

InformaConen zur Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten, dem Zweck der  

Datenverarbeitung, zu Ihren Rechten sowie Kontaktdaten für weitere Fragen zum  

Datenschutz finden Sie im Internet unter www.thueringenforst.de/datenschutz.  

AlternaCv kontakCeren Sie uns über die Kontaktdaten unserer Zentrale oder per    

Mail an datenschutz@forst.thueringen.de.  



Umwelt- und Naturschutzverein Stadtroda e.V.
Mitglied im BUND-Landesverband Thüringen

Vorsitzende, Baüara Grutzmann
Tachover Ring 8
07&6Stadfrada

IJmwelt- ud NahnschtMrrercin Stafuoda e.V.

Qaas-stadtplaner GmbH
Herm Dipl-Ing. Richter
Marktstraße 14 (Hof)
99423 Weimar

Ihre Zeichen, Ihre Nachricht vom Unser Zeichen, unsere Nachricht vom

Grü

Telefon

0t52-28743986

Datun

05.04.24

Vorentwurf zum Flächennutzungsplan der §tadt Kahla - Stellungnahme des BUND
Thüringen

Sehr geehrter Herr Richter,

vielen Dank für die Gelegenheit zu einer Stellungnahme. Die Landesgeschäftsstelle des BUND
Thüringen hat uns als BUND-Vertreter im Saale-Holzland-Kreis mit der Prüfung und Übermittelung
einer Stellungnahme beauftragt. Auf Anfrage senden wir Ihnen gem eine Kopie der entsprechenden
Vollmacht der Landesgeschäftsstelle zu. Im Einzelnen nehmen wir zum oben genannten Vorhaben
fol gendermaßen Stellung :

1. Wir begrüßen den vorliegenden Entwurf. Er folgt weitgehend dem Grundsatz einer Priorisierung
der Innenentwicklung und zeigt eine Reihe von Möglichkeiten auf innerstädtische Reserveflächen
fiir Bauvorhaben zu nutzen. Das Leitbild" Stadt der kurzen Wege" wird genannt und auch in einer
Reihe von Einzelvorschlägen konkretisiert. Auch der prognostizierten Bevölkerungsentwicklung
wird Rechnung getragen. Wir sehen allerdings die Gefahr, dass im Zusammenhang mit der
angedachten interkommunalen Zusammenarbeit mit der Stadt Jena diese Grundsätze in den
Hintergrund geschoben werden könnten.

2. Weitgehend folgt der Entwurf auch den Vorgaben des Regionalplanes Ostthüringen. Dazu wird
unter anderem zitiert: ,,Die natürlichen Retentionsfunktionen der Auen insbesondere der Saale ...
sollen durch Fließgewässerrenaturierung sowie angepasste Flächennutzung und Land-
bewirtschaftung erhalten bzw. wiederhergestellt werden." (S. 23 der Begründung zum FNP) In der
vorliegenden Fassung gibt es hier aber einen Konflikt. Auf S. 47 wird fiir die Neugestaltung des
Bereiches Ölwiesenweg ein Vorschlag aus dem ,,lVlasterplan Saaleaue" zitiert. Angedacht isi, auf
der Fläche ar,,ischen Bahngleisen und Saale sowohl einen Innovations-Campus als auch ein kleines
Wohngebiet anzulegen. Letzteres würde sich bis auf 30 m dem Saaleufer annähern und fast
vollständig im Hochwasserisikogebiet HQ200 liegen. Es werden sogar Vorkehrungen bzgl. Schutz
der zu schaffenden Bausubstanz vor Hochwasser erwähnt. Dies ist sowohl im Hinblick auf
Hochwasserschutz als auch in Bezug auf Natur- und Artenschutz in der Flussaue inakzeptabel.
Wenn die Umgestaltung des Ölwiesenweges in Angriff genommen wird, muss eine Beschränkung
auf die jetzt als Innovation-Campus konzipierte Fläche erfolgen. Die HQ2O0-Flächen müssen
renaturiert werden. Der Flächennutzungsplan ist genau der richtige Anlass diesen Fehler im
,,Masterplan Saaleaue" zu korrigieren.

3. Im Verlauf der historischen Siedlungsentwicklung sind westlich der 888 mehrere fragmentierte
Landwirtschaftsflächen entstanden. Diese werden im FNP teilweise als Sonderflächen Photovoltaik
ausgewiesen. In dem jetzt vorgeschlagenen Umfang erscheint das akzeptabel. Es sollte aber darauf

Umwelt- u. Naturschutzverein Stadtroda e.V., Vereinsregister Amtsgericht Stadtroda VR 210002,
Steuernummer : 162 / I 42 I 0 47 7 4
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hingewiesen werden, dass in der Stadt umfangreiche Reserveflächen für PV auf Gebäudedächern
vorhanden sind, insbesondere auf den Wohnböcken aus DDR-Zerten.

4. Wir begrüßen, dass die Vorschläge aus dem Entwurf zum SHK-Radverkehrskonzept eingearbeitet
wurden. Wir sehen es als Aufgabe der Stadtplanung an, vor allem die für den Altagsverkehr
wichtigen Radwege zukzessive zu realisieren, zum Beispiel imZuge der kon}reten Planungen zum
B88-Ausbau. Der FNP sollte nochmals auf Übereinstimmung mit dem inzwischen bestätigtem
Radverkehrskonzept geprüft werden.

5. Im Umweltbericht wird auf den Seiten 18 eine Bewertung der Biotopausstattung gegeben. Es wird
auf Defizite in der Biotopvernetzung hingewiesen. Dem können wir nur zustimmen. In diesem
Zusammenhang ist der Vorschlag Grüngärtel für das Grundstück der Agrargenossenschaft zu
begrüßen. Im Zusammenhang mit künftigen konkreten Bauplanungen sollte der Aspekt
Biotopvernetzung ebenfalls besondere Beachtung finden.

6. Die Saaleaue als wichtiger Lebensraum für Fledermäuse, Biber und Fischotter wird auf Seite 19

gewtirdigt. Hier sollte ausdrücklich darauf hingewiesen werden, dass die für den Ölwiesenweg
angedachten Planungen und auch andere Planungen, die die Flussaue betreffen, nicht im
Widerspruch zu Belangen des Artenschutzes stehen dürfen.

Wir bitten um Entschuldigung, dass wir erst mit deutlicher Verspätung zum Planentwurf Stellung
nehmen.

Mit freundlichen Grüßen

3, fr«i,l''.-'a'-
B. Grützmann
Vorsitzende
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Jana Richter | quaas stadtplaner

Von: Dieter Grützmann <dieter.gruetzmann@gmail.com>

Gesendet: Freitag, 5. April 2024 13:38

An: Büro | quaas stadtplaner

Cc: Anita Giermann | BUND Thüringen

Betreff: Flächennutzungsplan Kahla - Stellungnahme BUND Thüringen

Anlagen: FNPl Kahla-Vorentwurf_Stell BUND Thür_240405.pdf

Sehr geehrter Herr Richter, 

in der Anlage erhalten Sie die von uns im Auftrag des BUND Thüringen verfasste Stellungnahme zum 

o.g. Betreff. 

Wir bitten um Entschuldigung für die deutliche Verspätung. 

 

--  

Dr. Dieter Grützmann 

BUND-Kreisgruppe im Saale-Holzland-Kreis 

Tachover Ring 8 

07646 Stadtroda 

Tel. +4915228703986 
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Stellungnahme 

 

Flächennutzungsplan der Stadt Kahla 

Beteiligung der Träger öffentlicher Belange an der Bauleitplanung gem. § 4 Abs. 1 BauGB 
 

 

Sehr geehrter Herr Richter, 

 

nach den uns vorliegenden Unterlagen nehmen wir wie folgt Stellung. 

 

Es ist zu begrüßen, dass der Flächennutzungsplan der Stadt Kahla rechtzeitig bekannt 

gegeben wurde.  

Aus Sicht des Natur- und Artenschutzes sind die Sondergebiete, insbesondere die der 

„Photovoltaikanlage“ zu überprüfen. Photovoltaikanlagen sollten auf Dächern, wie bereits 

mehrfach geschehen, platziert werden.  
 

Mit den Böden innerhalb des Flächennutzungsplanes ist sehr sorgsam umzugehen. Dies gilt 

ebenso für Versiegelung von Flächen. 

 

Die unterschiedlichen Schutzgebietstypen sind im Flächennutzungsplan auszuweisen. Sie sind 

bei allen Planungen zu berücksichtigen.  

Ebenso sind die Flächen, die bei Hochwasser (Überschwemmungsbereiche) betroffen sind, 

kartenmäßig darzustellen.  

 

Inwieweit die Saale im und außerhalb des Stadtgebietes Kahla mehr Raum gegeben werden 

kann, ist zu prüfen und mittelfristig dazu Aussagen zu treffen.  

 

Mit freundlichen Grüßen 

 
Martin Görner 

Leiter der AAT 
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Jana Richter | quaas stadtplaner

Von: Arbeitsgruppe Artenschutz Thüringen e.V. <ag-artenschutz@freenet.de>
Gesendet: Dienstag, 5. März 2024 17:32
An: Büro | quaas stadtplaner
Betreff: AW: FNP Stadt Kahla – frühzeitige Beteiligung TÖB 
Anlagen: 030_24 FNP der Stadt Kahla.pdf

Sehr geehrter Herr Richter, 

 

beigefügt sende ich Ihnen die Stellungnahme der AAT zum benannten Vorgang.  Die leicht verspätete Abgabe bitten 

wir zu entschuldigen. 
 

 

Mit freundlichen Grüßen 

Angela Lukaszczyk 

 

Arbeitsgruppe Artenschutz Thüringen e.V. 

07745  Jena,  Thymianweg 25 

Tel.: 03641 / 617454 

www.ag-artenschutz.de 

  

 
 

Vorschau - FACHTAGUNGEN  2024 
● 19.01.                “Landwirtschaft und Artenschutz“ 
● 09.02. – 10.02.  “Fischartenschutz & Gewässerökologie“ 

● 01.03. – 02.03.  “Jagd und Artenschutz“ 
● 27.09. – 28.09.  “Große Weidetiere“ 

● 25.10. – 27.10.  “Zoologischer und botanischer Artenschutz in Mitteleuropa“ 
 

 

 
 
 

 

 

 

 

 

 

 

Von: quaas stadtplaner | Büro [mailto:buero@quaas-stadtplaner.de]  

Gesendet: Donnerstag, 25. Januar 2024 09:45 Uhr 

An: ag-artenschutz@freenet.de 

Betreff: FNP Stadt Kahla – frühzeitige Beteiligung TÖB  

 
 
E L E K T R O P O S T 

Projekt KAH_02  

  
 

Flächennutzungsplan der Stadt Kahla 

Beteiligung der Träger öffentlicher Belange an der Bauleitplanung gem. §4 Abs. 1 BauGB 
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Sehr geehrte Damen und Herren, 

der Stadtrat der Stadt Kahla hat in seiner Sitzung am 05.09.2019 die Aufstellung eines Flächennutzungsplans und 

die dafür notwendige Plan-Umweltprüfung für das gesamte Stadtgebiet beschlossen. Sie hat dabei dem 
Planungsbüro quaas-stadtplaner (Weimar) gemäß §4b BauGB die Vorbereitung und Durchführung der frühzeitigen 

Beteiligung übertragen. 

In seiner Sitzung am 07.12.2023 hat der Stadtrat den Vorentwurf des Flächennutzungsplans einschließlich des 

Vorentwurfs seiner Begründung sowie des Umweltberichts als gesonderter Teil der Begründung gebilligt und der 

Durchführung der frühzeitigen Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung zur Aufstellung des Flächennutzungsplans 

gemäß § 3 Abs. 1 BauGB zugestimmt. Die frühzeitige Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung wird gem. § 4a Abs. 2 

BauGB gleichzeitig durchgeführt. Die Bekanntmachung erfolgt ortsüblich im Amtsblatt der Stadt Kahla.  

 

Der Inhalt der Bekanntmachung und die Beteiligungsunterlagen können im Zeitraum vom 25. Januar bis 

einschließlich 01. März 2024 auf der Internetseite der Stadt Kahla unter 

https://kahla.de/cs/FNP_fruehzeitige_Beteiligung.php eingesehen werden. Zusätzlich zur Internetveröffentlichung 

erfolgt die Auslage der Unterlagen zu jedermanns Einsicht im Bauamt der Stadt Kahla, Markt 10, 07768 Kahla.  

 

Nach §4 Abs.1 BauGB haben sich die Träger öffentlicher Belange gegenüber der Gemeinde über den nach ihrer 

Auffassung erforderlichen Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung zu äußern. Ihre Äußerung wird die 

Gemeinde in die Entscheidung nach §2 Abs.4 Satz 2 BauGB einbeziehen. 

Soweit nach Ihrer Auffassung die Verwirklichung der beabsichtigten Planung wegen nicht durch Abwägung oder 

durch die Erteilung von Ausnahmen/Befreiungen überwindbarer rechtlicher Vorgaben nicht möglich sein wird, 

bitten wir um entsprechende Hinweise unter Nennung der Rechtsgrundlagen. 

Umwelt(verträglichkeits)prüfungen sind auf mehreren Ebenen erforderlich und sollen aufeinander aufbauen. 
Untersuchungen, die sachgerecht erst bei Vorhabengenehmigung durchgeführt werden können, sind im Rahmen 

der Bauleitplanung verfrüht. Wir bitten daher um Hinweise zur sachgerechten Aufteilung des nach Ihrer Auffassung 

insgesamt erforderlichen Untersuchungsumfangs. 

Nach §4 Abs.2 BauGB haben die Träger öffentlicher Belange vorliegende Informationen, die für die Ermittlung und 

Bewertung des Abwägungsmaterials zweckdienlich sind, der Gemeinde zur Verfügung zu stellen. Wir bitten um 

Mitteilung, welche entsprechenden Informationen bei Ihnen vorliegen. 

Die Gemeinde hat im Umweltbericht die Maßnahmen anzugeben, die sie zur Überwachung erheblicher 

Auswirkungen der Durchführung des Bauleitplanes auf die Umwelt beabsichtigt. Sie nutzt dabei nach §4c BauGB die 

Informationen der Behörden nach §4 Abs.3 BauGB. Wir bitten um Vorschläge für geeignete 

Überwachungsmaßnahmen und Mitteilung, welche Überwachungssysteme bei Ihnen bereits bestehen. 
 

In den Stellungnahmen sollen sich die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange auf ihren 

Aufgabenbereich beschränken. Unter Hinweis auf die Planungsrichtlinien werden Sie gebeten,  

bis zum 01. März 2024 möglichst in elektronischer Form an: buero@quaas-stadtplaner.de  

oder alternativ per Post an quaas-stadtplaner, Marktstraße 14 (Hof), 99423 Weimar Aufschluss über von Ihnen 

beabsichtigte oder bereits eingeleitete Planungen oder sonstige Maßnahmen sowie deren zeitliche Abwicklung zu 

geben, die für die städtebauliche Entwicklung und Ordnung des Plangebietes bedeutsam sein können. 

Erhalten wir innerhalb dieser Frist keine Äußerung, gehen wir davon aus, dass mit der Planung Einverständnis 

besteht oder dass die von Ihnen wahrzunehmenden öffentlichen Belange durch die Bauleitplanung nicht berührt 

werden. Wir bitten jedoch um Zusendung einer Fehlanzeige. 

 

Sollten Sie die Unterlagen zum Flächennutzungsplan auch als CD-ROM oder in Papierform benötigen, senden wir 

Ihnen diese auf Anfrage gern zu. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

Dipl.-Ing. J. Richter 
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Anlage:  Formblatt „Stellungnahme des Trägers öffentlicher Belange“ 
 
 
_____________________________________ 

q u a a s - s t a d t p l a n e r  

Marktstraße 14 (Hof) | D - 99423 Weimar  

Fon/Fax        (03643) 49 49 21 / -31 

Email      buero@quaas-stadtplaner.de  

Internet     www.quaas-stadtplaner.de 

 
 
Hinweis: 
Alle empfangenen Daten sind, gemäß EU- Datenschutz-Grundverordnung,  

in Kraft getreten am 25. Mai 2018, mit äußerster Diskretion mit  

Hinblick auf personenbezogene Daten und ihre Weitergabe zu behandeln.  
 



 

 
 

Schutzgemeinschaft Deutscher Wald Landesverband Thüringen e.V. 

Otto-Schott-Platz 1, 07745 Jena 

Schutzgemeinschaft Deutscher Wald Landesverband Thüringen e.V. 

 

Wald. Deine Natur. 

Otto-Schott-Platz 1 

07745 Jena  

Steuernummer:  157/142/09490 

AG Jena VR 231788 

 

Tel.:    (01520) 3959293 

Web:  www.sdw-thueringen.de 

Mail:   info@sdw-thueringen.de 

Bankverbindungen: SPK Jena (BIC: HELADEF1JEN) 

IBAN Geschäftskonto: DE10 8305 3030 0018 0661 94 

IBAN Spendenkonto:   DE89 8305 3030 0018 0665 18 

Spenden sind steuerlich abzugsfähig 

Anerkannter Verband nach dem 

Bundesnaturschutzgesetz / Bund 

zur Förderung der Landespflege 

und des Naturschutzes 

 

quaas-stadtplaner 

Marktstraße 14 (Hof) 

99423 Weimar  

 
 

 

Ihr Zeichen 

 

Ihre Nachricht vom 

25.01.2024 

Unser Zeichen 

 

Datum 

27.02.2024 

 

 

 

Flächennutzungsplan der Stadt Kahla Vorentwurf 

Beteiligung der Träger öffentlicher Belange an der Bauleitplanung gem. §4 Abs. 1 BauGB 

 

Stellungnahme der Schutzgemeinschaft Deutscher Wald Landesverband Thüringen e.V. (SDW) 

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren,  

 

als anerkannter Naturschutzverband nach § 63 BNatSchG bestehen von Seiten der SDW zu o.g. 

Vorentwurf des Flächennutzungsplanes der Stadt Kahla grundsätzlich keine Einwände. Kritisch zu 
sehen ist die Planung eines Sondergebietes für eine PV-FFA (hier Fläche 2 „Am Herrenweg“) auf einer 
Fläche, welche fast vollständig als geschütztes Biotop ausgewiesen ist. Zum Planungsstand des 

Vorentwurfes beinhaltet der Umweltbericht als gesonderter Teil der Begründung zum 

Flächennutzungsplan noch keine Aussagen zu den Umweltauswirkungen der Einzelflächen, diese 

werden erst zum Entwurf erarbeitet. Von der Planung eines Sondergebietes für PV-FFA auf der 

genannten Fläche sollte aus Sicht der SDW aufgrund der zu erwartenden erheblichen 

Umweltauswirkungen für Pflanzen, Tiere und Biologische Vielfalt abgesehen werden.  

 

Hinweise oder Vorschläge für geeignete Überwachungsmaßnahmen oder Überwachungssysteme 

können wir leider nicht geben. 
 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 
Desiree Jakubka 

Landesgeschäftsführerin 

Landesvorsitzender 

Dipl.-Kaufmann Matthias Wierlacher 
 
Landesgeschäftsführerin 

Desiree Jakubka 
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Jana Richter | quaas stadtplaner

Von: Desiree Jakubka <vorstand@sdw-thueringen.de>

Gesendet: Donnerstag, 29. Februar 2024 15:29

An: Büro | quaas stadtplaner

Betreff: Stellungnahme SDW

Anlagen: 2024-02-27-quaas-stadtplaner-§4 Abs.1 BauGB- FNP Kahla Vorentwurf.pdf; 

2024-02-27-quaas-stadtplaner-§4 Abs.1 BauGB- FNP Kahla Vorentwurf.pdf

Sehr gehhrte Damen und Herren, 

 

anbei die Stellungnahme der SDW Thüringen. 

Freundliche Grüße 

 

Desiree Jakubka 

Landesgeschäftsführerin 

 

Schutzgemeinschaft Deutscher Wald  

Landesverband Thüringen e.V. 
Otto-Schott-Platz 1 

07745 Jena 

 

Tel.: 01520 3959293 

www.sdw-thueringen.de 

 

Registergericht: Amtsgericht Jena 

Vorstandsvorsitzender:  Dipl.-Kaufm. Matthias Wierlacher 

 

Facebook | Instagram  

 

Informationen zur Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten, dem Zweck der 

Datenverarbeitung, zu Ihren Rechten sowie Kontaktdaten für weitere Fragen zum 

Datenschutz finden Sie im Internet unter www.sdw-thueringen.de/datenschutz.html 

Alternativ kontaktieren Sie uns über die Kontaktdaten unserer Geschäftsstelle. 
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Jana Richter | quaas stadtplaner

Von: Silvio Anders <silvio.anders@ljv-thueringen.de>

Gesendet: Mittwoch, 31. Januar 2024 16:21

An: Büro | quaas stadtplaner

Betreff: Stellungnahme FNP Stadt Kahla

Anlagen: 240131-san-186-24 SN Entwurf Flächennutzungsplan Stadt Kahla.pdf

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

anbei die Stellungnahme vom Landesjagdverband Thüringen, zu Ihrer gefälligen Verwendung. 

 
Mit freundlichen Grüßen 

 

Silvio Anders 

Naturschutzreferent, Assistent der Geschäftsführung 

 

Tel.: 0361 3463547 

Fax: 0361 3454088 

E-Mail: silvio.anders@ljv-thueringen.de 

Internet: www.ljv-thueringen.de  

 
Geschäftsstelle Erfurt 

Landesjagdverband Thüringen e. V. 

Frans-Hals-Straße 6 c 

99099 Erfurt 

 
Bürozeit: Mo-Do: 08:00 - 15:00 Uhr, Fr: 08:00 – 12:00 Uhr 
Geschäftsführer: Frank Herrmann 

 

Eingetragen im Vereinsregister des  

Amtsgerichts Erfurt VR 160003 
 

 

 

Von: quaas stadtplaner | Büro <buero@quaas-stadtplaner.de>  

Gesendet: Donnerstag, 25. Januar 2024 09:46 

An: info@ljv-thueringen.de 

Betreff: FNP Stadt Kahla – frühzeitige Beteiligung TÖB  

 

 
E L E K T R O P O S T 
Projekt KAH_02  
  
 

Flächennutzungsplan der Stadt Kahla 
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Beteiligung der Träger öffentlicher Belange an der Bauleitplanung gem. §4 Abs. 1 BauGB 

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

der Stadtrat der Stadt Kahla hat in seiner Sitzung am 05.09.2019 die Aufstellung eines Flächennutzungsplans und 
die dafür notwendige Plan-Umweltprüfung für das gesamte Stadtgebiet beschlossen. Sie hat dabei dem 

Planungsbüro quaas-stadtplaner (Weimar) gemäß §4b BauGB die Vorbereitung und Durchführung der frühzeitigen 

Beteiligung übertragen. 

In seiner Sitzung am 07.12.2023 hat der Stadtrat den Vorentwurf des Flächennutzungsplans einschließlich des 

Vorentwurfs seiner Begründung sowie des Umweltberichts als gesonderter Teil der Begründung gebilligt und der 

Durchführung der frühzeitigen Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung zur Aufstellung des Flächennutzungsplans 

gemäß § 3 Abs. 1 BauGB zugestimmt. Die frühzeitige Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung wird gem. § 4a Abs. 2 

BauGB gleichzeitig durchgeführt. Die Bekanntmachung erfolgt ortsüblich im Amtsblatt der Stadt Kahla.  

 

Der Inhalt der Bekanntmachung und die Beteiligungsunterlagen können im Zeitraum vom 25. Januar bis 

einschließlich 01. März 2024 auf der Internetseite der Stadt Kahla unter 

https://kahla.de/cs/FNP_fruehzeitige_Beteiligung.php eingesehen werden. Zusätzlich zur Internetveröffentlichung 

erfolgt die Auslage der Unterlagen zu jedermanns Einsicht im Bauamt der Stadt Kahla, Markt 10, 07768 Kahla.  

 

Nach §4 Abs.1 BauGB haben sich die Träger öffentlicher Belange gegenüber der Gemeinde über den nach ihrer 

Auffassung erforderlichen Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung zu äußern. Ihre Äußerung wird die 

Gemeinde in die Entscheidung nach §2 Abs.4 Satz 2 BauGB einbeziehen. 

Soweit nach Ihrer Auffassung die Verwirklichung der beabsichtigten Planung wegen nicht durch Abwägung oder 

durch die Erteilung von Ausnahmen/Befreiungen überwindbarer rechtlicher Vorgaben nicht möglich sein wird, 

bitten wir um entsprechende Hinweise unter Nennung der Rechtsgrundlagen. 
Umwelt(verträglichkeits)prüfungen sind auf mehreren Ebenen erforderlich und sollen aufeinander aufbauen. 

Untersuchungen, die sachgerecht erst bei Vorhabengenehmigung durchgeführt werden können, sind im Rahmen 

der Bauleitplanung verfrüht. Wir bitten daher um Hinweise zur sachgerechten Aufteilung des nach Ihrer Auffassung 

insgesamt erforderlichen Untersuchungsumfangs. 

Nach §4 Abs.2 BauGB haben die Träger öffentlicher Belange vorliegende Informationen, die für die Ermittlung und 

Bewertung des Abwägungsmaterials zweckdienlich sind, der Gemeinde zur Verfügung zu stellen. Wir bitten um 

Mitteilung, welche entsprechenden Informationen bei Ihnen vorliegen. 

Die Gemeinde hat im Umweltbericht die Maßnahmen anzugeben, die sie zur Überwachung erheblicher 

Auswirkungen der Durchführung des Bauleitplanes auf die Umwelt beabsichtigt. Sie nutzt dabei nach §4c BauGB die 

Informationen der Behörden nach §4 Abs.3 BauGB. Wir bitten um Vorschläge für geeignete 
Überwachungsmaßnahmen und Mitteilung, welche Überwachungssysteme bei Ihnen bereits bestehen. 

 

In den Stellungnahmen sollen sich die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange auf ihren 

Aufgabenbereich beschränken. Unter Hinweis auf die Planungsrichtlinien werden Sie gebeten,  

bis zum 01. März 2024 möglichst in elektronischer Form an: buero@quaas-stadtplaner.de  

oder alternativ per Post an quaas-stadtplaner, Marktstraße 14 (Hof), 99423 Weimar Aufschluss über von Ihnen 
beabsichtigte oder bereits eingeleitete Planungen oder sonstige Maßnahmen sowie deren zeitliche Abwicklung zu 

geben, die für die städtebauliche Entwicklung und Ordnung des Plangebietes bedeutsam sein können. 

Erhalten wir innerhalb dieser Frist keine Äußerung, gehen wir davon aus, dass mit der Planung Einverständnis 
besteht oder dass die von Ihnen wahrzunehmenden öffentlichen Belange durch die Bauleitplanung nicht berührt 

werden. Wir bitten jedoch um Zusendung einer Fehlanzeige. 

 

Sollten Sie die Unterlagen zum Flächennutzungsplan auch als CD-ROM oder in Papierform benötigen, senden wir 

Ihnen diese auf Anfrage gern zu. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

Dipl.-Ing. J. Richter 
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Anlage:  Formblatt „Stellungnahme des Trägers öffentlicher Belange“ 
 
 
_____________________________________ 
q u a a s - s t a d t p l a n e r  
Marktstraße 14 (Hof) | D - 99423 Weimar  
Fon/Fax        (03643) 49 49 21 / -31 
Email      buero@quaas-stadtplaner.de  
Internet     www.quaas-stadtplaner.de 

 
 
Hinweis: 
Alle empfangenen Daten sind, gemäß EU- Datenschutz-Grundverordnung,  

in Kraft getreten am 25. Mai 2018, mit äußerster Diskretion mit  

Hinblick auf personenbezogene Daten und ihre Weitergabe zu behandeln.  
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Jana Richter | quaas stadtplaner

Von: Manuel Meyer <manuel.meyer@jena.de>
Gesendet: Donnerstag, 14. März 2024 14:50
An: Büro | quaas stadtplaner
Betreff: FNP Stadt Kahla – frühzeitige Beteiligung TÖB - Stellungnahme der Stadt 

Jena
Anlagen: 2024-03-11_SN_Stadt_Jena_Schreiben_Bürgermeister.pdf

Sehr geehrte Damen und Herren, 

anbei lasse ich Ihnen vorab die Stellungnahme der Stadt Jena zukommen. Diese befindet sich bereits auf dem 

Postweg zu Ihnen. Wir möchten uns für den Aufschub bis zum 15.03.2024 bedanken. 

 

Beste Grüße aus Jena, 

Manuel Meyer 
--  
Manuel Meyer, M.Sc. 
Teamleiter Grundlagen Stadtentwicklung 
 
Stadtverwaltung Jena 
Dezernat Stadtentwicklung und Umwelt 
Fachdienst Stadtentwicklung 
Am Anger 26 
07743 Jena 
 
Tel.:     03641 49-5211 
Fax:      03641 49-5205 
E-Mail:   manuel.meyer@jena.de 
Internet: www.jena.de 
 
Bitte denken Sie an die Umwelt, bevor Sie diese E-Mail drucken. 
Please keep the environment in mind. Do you really need to print this email? 

Am 25.01.2024 um 09:43 schrieb quaas stadtplaner | Büro: 

  
E L E K T R O P O S T 
Projekt KAH_02  
  
  

Flächennutzungsplan der Stadt Kahla 

Beteiligung der Träger öffentlicher Belange an der Bauleitplanung gem. §4 Abs. 1 BauGB 

  

  
Sehr geehrter Herr Meyer, 

der Stadtrat der Stadt Kahla hat in seiner Sitzung am 05.09.2019 die Aufstellung eines 

Flächennutzungsplans und die dafür notwendige Plan-Umweltprüfung für das gesamte Stadtgebiet 

beschlossen. Sie hat dabei dem Planungsbüro quaas-stadtplaner (Weimar) gemäß §4b BauGB die 

Vorbereitung und Durchführung der frühzeitigen Beteiligung übertragen. 

In seiner Sitzung am 07.12.2023 hat der Stadtrat den Vorentwurf des Flächennutzungsplans 

einschließlich des Vorentwurfs seiner Begründung sowie des Umweltberichts als gesonderter Teil 

der Begründung gebilligt und der Durchführung der frühzeitigen Öffentlichkeits- und 

Behördenbeteiligung zur Aufstellung des Flächennutzungsplans gemäß § 3 Abs. 1 BauGB 

zugestimmt. Die frühzeitige Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung wird gem. § 4a Abs. 2 BauGB 

gleichzeitig durchgeführt. Die Bekanntmachung erfolgt ortsüblich im Amtsblatt der Stadt Kahla.  
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Der Inhalt der Bekanntmachung und die Beteiligungsunterlagen können im Zeitraum vom 25. 

Januar bis einschließlich 01. März 2024 auf der Internetseite der Stadt Kahla unter 

https://kahla.de/cs/FNP_fruehzeitige_Beteiligung.php eingesehen werden. Zusätzlich zur 

Internetveröffentlichung erfolgt die Auslage der Unterlagen zu jedermanns Einsicht im Bauamt der 

Stadt Kahla, Markt 10, 07768 Kahla.  

  

Nach §4 Abs.1 BauGB haben sich die Träger öffentlicher Belange gegenüber der Gemeinde über den 

nach ihrer Auffassung erforderlichen Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung zu äußern. 
Ihre Äußerung wird die Gemeinde in die Entscheidung nach §2 Abs.4 Satz 2 BauGB einbeziehen. 

Soweit nach Ihrer Auffassung die Verwirklichung der beabsichtigten Planung wegen nicht durch 

Abwägung oder durch die Erteilung von Ausnahmen/Befreiungen überwindbarer rechtlicher 

Vorgaben nicht möglich sein wird, bitten wir um entsprechende Hinweise unter Nennung der 

Rechtsgrundlagen. 

Umwelt(verträglichkeits)prüfungen sind auf mehreren Ebenen erforderlich und sollen aufeinander 

aufbauen. Untersuchungen, die sachgerecht erst bei Vorhabengenehmigung durchgeführt werden 

können, sind im Rahmen der Bauleitplanung verfrüht. Wir bitten daher um Hinweise zur 

sachgerechten Aufteilung des nach Ihrer Auffassung insgesamt erforderlichen 

Untersuchungsumfangs. 
Nach §4 Abs.2 BauGB haben die Träger öffentlicher Belange vorliegende Informationen, die für die 

Ermittlung und Bewertung des Abwägungsmaterials zweckdienlich sind, der Gemeinde zur 

Verfügung zu stellen. Wir bitten um Mitteilung, welche entsprechenden Informationen bei Ihnen 

vorliegen. 

Die Gemeinde hat im Umweltbericht die Maßnahmen anzugeben, die sie zur Überwachung 

erheblicher Auswirkungen der Durchführung des Bauleitplanes auf die Umwelt beabsichtigt. Sie 

nutzt dabei nach §4c BauGB die Informationen der Behörden nach §4 Abs.3 BauGB. Wir bitten um 

Vorschläge für geeignete Überwachungsmaßnahmen und Mitteilung, welche Überwachungssysteme 

bei Ihnen bereits bestehen. 

  
In den Stellungnahmen sollen sich die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange auf ihren 

Aufgabenbereich beschränken. Unter Hinweis auf die Planungsrichtlinien werden Sie gebeten,  

bis zum 01. März 2024 möglichst in elektronischer Form an: buero@quaas-stadtplaner.de  

oder alternativ per Post an quaas-stadtplaner, Marktstraße 14 (Hof), 99423 Weimar Aufschluss über 

von Ihnen beabsichtigte oder bereits eingeleitete Planungen oder sonstige Maßnahmen sowie deren 

zeitliche Abwicklung zu geben, die für die städtebauliche Entwicklung und Ordnung des Plangebietes 

bedeutsam sein können. 

Erhalten wir innerhalb dieser Frist keine Äußerung, gehen wir davon aus, dass mit der Planung 

Einverständnis besteht oder dass die von Ihnen wahrzunehmenden öffentlichen Belange durch die 

Bauleitplanung nicht berührt werden. Wir bitten jedoch um Zusendung einer Fehlanzeige. 

  

Sollten Sie die Unterlagen zum Flächennutzungsplan auch als CD-ROM oder in Papierform 

benötigen, senden wir Ihnen diese auf Anfrage gern zu. 

  

Mit freundlichen Grüßen 

Dipl.-Ing. J. Richter 

  

  

  

Anlage:  Formblatt „Stellungnahme des Trägers öffentlicher Belange“ 
  
  
_____________________________________ 
q u a a s - s t a d t p l a n e r  
Marktstraße 14 (Hof) | D - 99423 Weimar  
Fon/Fax        (03643) 49 49 21 / -31 
Email      buero@quaas-stadtplaner.de  



3

Internet     www.quaas-stadtplaner.de 

  
  
Hinweis: 
Alle empfangenen Daten sind, gemäß EU- Datenschutz-Grundverordnung,  
in Kraft getreten am 25. Mai 2018, mit äußerster Diskretion mit  
Hinblick auf personenbezogene Daten und ihre Weitergabe zu behandeln.  
  


